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Nicht aufgeben:  
Wir brauchen multikulti 

Mittelseiten
Ein Herz für Sat.1

Weihnachten ist  
krisenfrei!
In dieser Hoffnung allen 
Sprachrohrleserinnen und 
-lesern »spannungsfreie« 
Weihnachtstage. Freuen 
wir uns gemeinsam auf ein 
spannendes 2009! Das 
Sprachrohr wird dazu  
beitragen. Versprochen. 
Von der 
Redak-
tion.

Aus dem  
Inhalt

Heuschrecken vernichten Ar­
beitsplätze! Wir wollen hier 

bleiben! – auf den Treppen des 
Konzerthauses am Berliner Gen­
darmenmarkt und mehrfach mit­
ten in der Stadt protestierten die 
Beschäftigten des Fernsehsenders 
Sat.1 in den zurückliegenden Wo­
chen gegen die Pläne des TV-
Konzerns, große Teile des Sen­
ders nach München zu verlagern. 
Beabsichtigt ist, dass mit den Re­
dakteurinnen und Redakteuren 
auch sämtliche Verwaltungsfunk­
tionen und die Vertriebsgesell­
schaften SevenOneMedia und 
SevenOneInteraktive umziehen. 

Nur die Nachrichtensender N24 
und die Zentralredaktion für die 
aktuelle Berichterstattung sollen 
in der Hauptstadt bleiben. 225 
Arbeitsplätze sollen insgesamt im 
Konzern abgebaut werden. Da­
gegen regt sich massiver Protest 
in der Belegschaft und der Öf­
fentlichkeit. 

Ende November trafen sich ver.di- 
und DJV-Mitglieder des Senders 
zu einer Mitgliederversammlung, 
eine dort gewählte Tarifkommis­
sion forderte Vorstand Guillaume 
de Posch zu Tarifverhandlungen auf. 
Erstmalig wurde am 10. Dezem­
ber über vier Kernforderungen 

verhandelt: Die Arbeitsplätze am 
Standort Berlin sind zu erhalten. 
Ein Moratorium soll bis 30.Juni 
die geplanten Maßnahmen aus­
setzen. Eine Beschäftigungsgaran­
tie soll die betroffenen Arbeit­
nehmer für mindestens fünf Jah­
re schützen. Zudem soll für den 
Fall der Verlagerung von Arbeits­
plätzen ein Sozialtarif vereinbart 
werden. »Wir wollen die Sender-
Mitarbeiter bestmöglich gegen 
die wenig nachvollziehbaren Plä­
ne der Unternehmensleitung ab­
sichern«, erklärt ver.di-Verhand­
lungsführer Matthias von Fintel. 
Vor allem solle darüber verhan­
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delt werden, die Beschäftigten in 
Berlin zu halten.

Auch Klaus Wowereit will den 
ProSiebenSat.1-Vorstand davon 
überzeugen, seine Beschäftigten 
hier zu lassen, weil ein Umzug 
des Senders dem Medienstandort 
Berlin herbe Substanzverluste be­
scheren würde. Der Senat ver­
handelt über eine Standortgaran­
tie. Für deren Verlängerung bis 
2015 würde das Land auf die 
Rückforderung von Investitions­
zuschüssen verzichten. Wirt­
schaftssenator Wolf verwies in 
diesem Zusammenhang darauf, 
dass die Fördergelder aus öffent­
lichen Kassen, die Sat.1 bei der 
Ansiedelung erhielt, mit Bin­
dungsfristen für Berlin einherge­
hen. Die gelten bis 2011 für die 
erste Tranche und für die zweite 
bis 2012. Falls keine verbind­
lichen Zusagen für den Erhalt der 
Arbeitsplätze erfolgten, werde es 
Rückforderungen an den Sender 
geben, kündigte Wolf an. (Siehe 
auch Mittelseiten 8/9) � B.E.

Sat.1 schlägt mit dem 
Puls dieser Stadt
Medienstandort Berlin droht mit Senderverlagerung Substanzverlust

Mitten unter den protestierenden Sat.1-Beschäftigten schwingt Gevatter Hein seine Hippe: Mit Sender
verlagerung von Berlin nach München und Umstrukturierung werden Arbeitsplätze gekillt.
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Karin Kramer Verlag 2008

Jeder 13. Deutsche – so war kürz­
lich zu lesen – hat in diesem 

Jahr bereits auf ein Telefonge­
spräch, eine Mail, ein Fax verzich­
tet, weil er die Gefahr scheute, 
dass diese Verbindung nicht nur 
gespeichert, sondern irgendwann 
ausgewertet und verwendet wür­
de. Ja, wo leben wir denn? Leider 
in einem Land, wo diese Befürch­
tung berechtigt ist. Daten, die ei­
gentlich nur begrenzte Zeit zum 
Erstellen und Überprüfen von Rech­
nungen gespeichert werden soll­
ten, müssen nun mindestens ein 
halbes Jahr aufgehoben werden. 
Schon werden erste Meldungen 
über den Missbrauch bekannt – 
zum Beispiel durch die Telekom. 
Da will der Vorstand wissen, wo­
her findige Wirtschaftsjournalis­
ten so genau über seine Pläne in­
formiert sind, und munter wird in 
Verbindungsdaten von Journalis­
ten, Betriebsräten, Gewerkschaftern, 
ja den eigenen Aufsichtsrats-Mit­
gliedern geschnüffelt, auch in Pri­
vatanschlüssen und Daten aus 
anderen Netzen.

Die Bundesregierung legt einen 
Gesetzentwurf vor »zur Abwehr 
von Gefahren des Internationalen 
Terrorismus durch das Bundeskri­
minalamt«, in dem die Befugnis­
se dieser Behörde in einer Weise 
ausgedehnt werden sollen, dass 
es der bisherigen Rechtslage, zum 
Beispiel dem Vorbehalt richter­

licher Anordnungen, kaum mehr 
entspricht. Hier soll nun nachge­
bessert werden. Das betrifft die 
Rechte aller Bürger, aber beson­
ders auch die der Journalistinnen 
und Journalisten.

Der Bundesvorstand der dju in 
ver.di sieht hier eine weitere schlei­

chende Aushöhlung der Rechte 
der Journalisten und damit eine 
Gefährdung des gesellschaftlichen 
Auftrags der Presse. Das Grund­
recht der Presse- und Rundfunk­
freiheit bleibt so auf der Strecke. 
Investigativer Journalismus – uner­
lässlich für eine gesellschaftlich re­
levante Presse – wäre nicht aus­

reichend geschützt. So sieht der 
Gesetzentwurf vor, von Journa­
listen die Herausgabe von Recher­
chematerial zu verlangen und di­
es notfalls mit Zwangsgeld, Beu­
gehaft und Redaktionsdurchsu­
chungen durchzusetzen. Das wer­
ten wir als eine unzulässige Be­

drohung des Informantenschutzes 
und des Zeugnisverweigerungs­
rechts. Das gefährdet die Vertrau­
lichkeit der Recherche und die Si­
cherheit der Kolleginnen und Kol­
legen, schränkt ihre Arbeitsmög­
lichkeiten und damit auch die 
Aufklärung gesellschaftlich rele­
vanter Themen ein.

Die dju forderte von Anfang an, 
die zur Zeugnisverweigerung be­
rechtigten Personen gleich zu be­
handeln. Es ist nicht einzusehen, 
dass Journalisten anders einge­
ordnet werden als Abgeordnete 
oder Geistliche. Dass sie von den 
Schutzmaßnahmen für Berufsge­
heimnisträger aus der Strafpro­
zessordnung im Rahmen einer 
vom BKA selbst vorzunehmenden 
Verhältnismäßigkeitsprüfung aus­
genommen werden und damit 
von Ermittlungsmaßnahmen, wie 
Überwachung von E-Mails oder 
Telefonaten bis hin zu Online-
Durchsuchungen, betroffen sein 
können, macht das Vertrauens­
verhältnis zwischen Informanten 
und Journalisten, die zugesicherte 
Vertraulichkeit von Gesprächen und 
Schutz unserer Quellen zunichte. 

Zwar haben wir Ende Novem­
ber erfreut zur Kenntnis genom­
men, dass der fast unaufhaltsam 
scheinende Lauf dieses Behör­
dengesetzes im Bundesrat noch 
einmal gestoppt werden konnte. 
Der für uns entscheidende Punkt 
– das Zeugnisverweigerungsrecht 
in allen Fällen auch für Journa­
listen – ist aber auch im Koali­
tionskompromiss für den Vermitt­
lungsausschluss immer noch of­
fen. Da müssten Journalisten in 
ihrem eigenen Interesse öffent­
lich – in allen ihren Medien – 
deutlich werden.
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Ulrike Maercks-Franzen, Bundesgeschäftsführerin der 
Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-Union

»Seiner Muttersprache ent­
kommt man nicht«, sagt eine der 
Interviewten und bringt damit 
das Motto des Buches auf den 
Punkt; jeden der deutschstäm­
migen Juden fragte Salean Mai­
wald in Israel nach der Beziehung 
zur deutschen Sprache. Manche 
haben sich über das zeitweilige 
Verbot, in der Öffentlichkeit 
deutsch zu sprechen, hinwegge­
setzt, andere bedauern, dass ihre 
Kinder sich geweigert haben, 
Deutsch zu lernen, und die Enkel 
sprechen es im allgemeinen über­
haupt nicht mehr, allenfalls ler­
nen sie es noch wie eine Fremd­
sprache, weil sie Deutschland be­
suchen wollen. Alle Interviewten 
erzählen von ihrer Kindheit in 
Deutschland und Österreich, da­

von, wie sie nach Palästina ge­
kommen sind und wie sie seither 
dort leben. Die Jeckes, wie die 
ehemaligen Deutschen in Israel 
genannt werden, sind mittlerwei­
le eine Bevölkerungsminderheit, 
und ihre Beziehungen zu ihrem 
Einwanderungsland sind so viel­
fältig wie die Menschen unter­
schiedlich sind.

Ihre Einstellung zur derzeitigen 
politischen Situation wird oft nur 
gestreift, erst auf Seite 152 fragt 
die Interviewerin den Sohn eines 
ursprünglich aus Riga stammen­
den Immigranten: »Ich weiß, es 
ist ein heikles Thema: Darf ich auf 
die komplizierte politische Lage in 
Israel zu sprechen kommen?«, 
und Doron Polak antwortet u.a.: 
»Dieser Platz hier ist für beide, 
und wir müssen Kompromisse 
schließen. Wir haben politische 
Fehler gemacht.« Sein Vater wird 
deutlicher: »Hätten wir nicht die­
se Siedlungspolitik gemacht, wä­
re längst Frieden. Die Siedlungen 
haben Israel erledigt.« Die Ge­

spräche mit dieser Familie gehö­
ren zu den eindrucksvollsten des 
Buches.

Doch am stärksten hat mich 
der Bericht von Gabriel Bach, 
dem Hauptankläger Adolf Eich­
manns, beeindruckt – nicht zu­
letzt, weil dieser Mann versteht, 
eigene Erschütterungen, geprüft 
auf ihre Aussagekraft, anschau­
lich zu schildern. Darüber hinaus 
weist er nach, dass Hannah 
Arendt, der es darum ging, »Die 
Banalität des Bösen« darzustel­
len, unrecht hatte mit der Be­
hauptung, Eichmann sei nur ein 
braver Vollstrecker der Befehle 
anderer gewesen.

Das Erzählte wird teilweise von 
Salean Maiwald zusammenge­
fasst, sie beschreibt auch die 
Wohngegend der Befragten, die 
Räumlichkeiten, in denen die Ge­
spräche stattfinden. Die Fotos, 
die von allen Beteiligten gezeigt 
werden, stammen zum großen 
Teil auch von ihr. Eine »Zeittafel 
zur Geschichte Israels« am Ende 

des Buches informiert noch ein­
mal knapp über die wichtigsten 
Ereignisse von 1882 bis 2002.

Einige der Interviewten sind in 
den Jahren bis zur Herausgabe 
des Buches gestorben; ihr Todes­
jahr steht dann am Ende der Ge­
schichte. Hohe Zeit war es also, 
sie zum Sprechen zu bringen, was 
nicht immer leicht war, weil sie 
sich oft nur unter Schmerzen an 
das erinnern, was sie zur Aus­
wanderung trieb.

Mich haben diese Zeugnisse 
nicht nur emotional berührt, ich 
habe auch viel erfahren, was mir 
bis dahin unbekannt war. 70 Jah­
re nach der Pogromnacht liefert 
das Buch einen besonderen Bei­
trag, die grauenvollen Ereignisse 
nicht zu vergessen und sie unwie­
derholbar zu machen. 

Charlotte Worgitzky

Salean A. Maiwald: Aber die Sprache 
bleibt. Begegnungen mit deutschstäm-
migen Juden in Israel, Karin Kramer 
Verlag Berlin 2008, 200 S., 18 Euro, 
ISBN 978-3-87956-327-2



Frank Zimmermann (SPD) zu Pro­
tokoll. Der Politiker irrt! Zu den 
Aufgaben des Rundfunkrates ge­
hört es nicht nur, die Intendantin 
zu wählen, sondern auch, sie ge­
gebenenfalls abzuberufen. Zu­

dem obliegt es dem Rat, die Ein­
haltung der Programmgrundsätze 
zu überwachen. Darin steht im­
merhin etwas vom friedlichen Zu­
sammenleben der Völker, dem sich 
der rbb verpflichtet fühlt. Auch 
obliegt es dem Rundfunkrat, über 
die Finanzen zu wachen. So kann 
er beispielsweise einen Geschäfts­
bericht zurückweisen. 

Ja doch, es gibt »Folterinstru­
mente«, die das Gremium in die 
Hand hätte nehmen können – 
wäre da nur der politische Wille, 
radiomultikulti erhalten zu wol­
len.� fre

Über so viel Rückenwind wür­
de jedes andere öffentliche 

Aufsichtsgremium Luftsprünge 
machen: 31.000 Unterschriften 
für den Erhalt der Welle, eine 
bunte Demonstration vor dem 
rbb-Gebäude, organisiert vom 
Freundeskreis radiomultikulti, ein 
offener Brief von prominenten 
Kulturschaffenden und Politikern, 
Resolutionen aus dem Abgeord­
netenhaus und noch einiges mehr 
– das alles mit nur einem Ziel: Die 
verwegene Welle darf zum Jah­
resende nicht abgeschaltet wer­
den! 

Doch der Rundfunkrat des rbb 
fühlte sich bei seiner Sitzung am 
6. November eher im vorgezo­
genen Winterschlaf gestört. Rück­
blende: Vor der Mai-Sitzung ver­
kündete rbb-Intendantin Dagmar 
Reim – ohne vorher den Rund­
funkrat zu informieren –, wegen 
klammer Kasse sei die Schließung 
des Integrationssenders »alterna­
tivlos«. Vereinzelt zeigten sich we­
nige Rundfunkratsmitglieder ent­
setzt. Dann allerdings entsprach 
die Gegenwehr der 30 Damen 
und Herren des Aufsichtsgremi­
ums eher einem lauen Sommer­
lüftchen denn einem Sturm der 
Entrüstung. 

Umso hörbarer war der Auf­
schrei aus Hirn und Herz, der von 
Seiten der Berlinerinnen und Ber­
liner in Richtung Masurenallee 
tönte. Flugs gründete sich der 
Freundeskreis und sammelte bei 
großen und kleinen Veranstaltun­
gen Unterschriften. Gewerkschaft­
liche Gremien und das Abgeord­
netenhaus beschäftigten sich mit 
dem Thema. Auch die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter von radio­
multikulti tagten – und tagen 
noch – in Permanenz und schmie­
den Rettungs- und Gegenwehr­
pläne. Dabei geht es nicht nur um 
die 28 festen Stellen und die rund 
150 freien Kolleginnen und Kolle­
gen, die mehr oder weniger re­
gelmäßig für die Welle arbeiten. 

In ihrem 14-jährigen Bestehen 
ersendete sich die Welle eine 
treue Fangemeinde. Wer musika­
lisch und politisch in die weite 
Welt hören wollte, schaltete radio­
multikulti ein. Tagsüber wird über 
das bunte Treiben in der Stadt in­
formiert. Und ab 17 Uhr werden 
die Sendungen abwechselnd in 
18 Sprachen ausgestrahlt. Nachts 

die Übernahme des Besten, was 
ähnliche Wellen weltweit zu bie­
ten haben. Eine beispielhafte In­
tegrationsleistung, die mit etli­
chen Preisen belohnt wurde. Dem 
rbb würden in den nächsten Jah­
ren 54 Millionen Euro an Einnah­
men fehlen, begründet die Inten­
dantin das Aus. Doch radiomulti­
kulti kostet gerade mal gut vier 
Millionen Euro jährlich. Bei einem 
Gesamthaushalt von etwas über 
400 Millionen Euro eigentlich ein 
zu vernachlässigender Betrag. 

Am 6. November tagte der 
Rundfunkrat zum vorletzten Mal 

in diesem Jahr. So voll war der Sit­
zungssaal noch nie. Wenn über­
haupt, können nur noch an die­
sem Tag die Weichen für die Wei­
terfahrt gestellt werden. Der 
Freundeskreis verlangt ein Mora­

torium, damit mit Redaktion und 
Sendeleitung im nächsten Jahr 
ein Alternativkonzept entwickelt 
werden kann. Obwohl sie das 
Recht dazu haben, lassen die 
Rundfunkräte den Sprecher des 
Freundeskreises nicht einmal re­
den. Inzwischen wurden dem rbb 
aus dem Länderfinanzausgleich 
20 Millionen Euro in Aussicht ge­
stellt. Das sei Luft zum Atmen, so 
Rundfunkratsmitglied Hanno Har­
nisch (Die Linke). Reims Mantra: 
Es gibt keine Alternative. »Die 
Frau versteht diese Stadt nicht«, 
seufzt eine Zuhörerin. Selbst über 
das geforderte »Berliner Fenster« 
innerhalb vom »Funkhaus Euro­
pa« des WDR, das künftig auf der 
Frequenz von Multikulti senden 
soll, hat die Intendantin nicht 
nachgedacht. Und der Antrag 
von Harnisch, ein solches Fenster 
bindend zu bauen, wurde mit 
Mehrheit abgelehnt.

»Wir können das nicht an uns 
ziehen, wir sind hier nur beraten­
des Gremium«, gibt Ratsmitglied 
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So viele Fans, so viele Proteste – doch der politische Wille fehlt

Luft zum Atmen  

wäre da

Rat muss Grundsätze 

überwachen

Rundfunkrat verirrt
Trotz Gegenwehr aus vielen Richtungen: Alternative für das  

Aus von radiomultikulti wurde nicht erwogen

Fotos: transit/Gabi Senft

Aufschrei aus  

Hirn und Herz
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Die schöne, anlässlich des 150- 
jährigen Bestehens der Schule 
2007 restaurierte Aula des Char­
lottenburger Gymnasiums war 
gefüllt mit Zuhörern aller Alters­
stufen. Zu Beginn der Matinee 
wurden Bilder der Holocaust-
Überlebenden Helga Weissová-
Hosková gezeigt. Vier Schüler be­
richteten abwechselnd von der 
tschechischen Künstlerin, die der 
Vater beschworen hatte: »Zeich­
ne, was du siehst!«. Bilder, die sie 
noch als Kind in Theresienstadt 
malte, wurden dort vergraben 
und damit aufbewahrt. Zu dem 
Bericht spielte ein kleines Schul­
orchester – zum ersten Mal vor 
Publikum, wie der Direktor, sein 
Jüngstes auf dem Arm, bei der 
Begrüßung sagte.

Der Berliner VS-Vorsitzende 
Horst Bosetzky verwies in seinem 
Grußwort auf zahlreiche Schul- 
lesungen von VS-Mitgliedern zum 
9. November in den vergangenen 
Jahren.

Dann las Inge Deutschkron, 
vormals Schülerin dieser Schule. 
Aus ihrem Buch »Ich trug den 
gelben Stern« wählte sie die ers­
ten Szenen, die sich 1938 am 9. 
und 10. November bei ihr zu Hau­
se abgespielt hatten, und die ih­
ren Vater als einen Menschen zei­

gen, der bis dahin meinte, sich als 
loyaler Bürger den Behörden zu 
stellen, wenn er dazu aufgefor­
dert wird. In der anschließenden 
Diskussion betonte die Autorin 
unter Beifall, sie wolle nach wie 
vor alles tun, damit Parteien wie 
die NPD verboten werden.

Horst Bosetzky las aus seinem 
Roman »Zwischen Kahn und 
Kohlenkeller« Passagen, in denen 
die seinem Vater entlehnte Haupt­
figur als SPD-Mitglied 1928 in 
Versuchung gerät, sich von den 
Nazis anwerben zu lassen. In der 
Diskussion wurde u. a. ange­
merkt, wie geschickt heutzutage 
rechte Parteien linke Positionen 
auf Deutschtum wenden (»Ar­

beitsplätze zuerst für Deutsche!«) 
und benutzen, politisch ent­

täuschte, verunsicherte Men­
schen für sich zu gewinnen.

Regina Scheer schließlich las 
über die weithin unbekannte Fan­
cia Glück, die seinerzeit – ge­
meinsam auch mit nichtjüdischen 

Widerständlern – Juden mit ge­
fälschten Ausweispapieren zum 
Überleben verhalf. Die Retterin 
selbst wurde nach Theresienstadt 
deportiert, konnte fliehen, wurde 
aber, erneut aufgegriffen, noch 
am 3. März 1945 in Theresi­
enstadt erhängt. Einige Fotos von 
Fancia Glück, auf die sich Regina 
Scheer bezog, wurden auf die 
Aula-Leinwand projiziert. In der 
Diskussion ergab sich, dass die 
Porträtierte auch Inge Deutsch­
kron nicht unbekannt war, wo­
durch sich gewissermaßen der 
Kreis schloss.

Moderiert wurde die Matinee 
erstaunlich versiert von dem 
Schüler Maximilian Klose. Die ge­
samte Veranstaltung war, nach 
einer Anregung auf der VS-Mit­
gliederversammlung, durch das 
Gymnasium ausgezeichnet orga­
nisiert. Der gelungenen und wür­
digen Matinee folgten in den Ta­
gen darauf Einzellesungen von 
VS-Kollegen in verschiedenen 
Deutschkursen der Schule.

� Charlotte Worgitzky
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Wider das Vergessen
70 Jahre nach der Pogromnacht: VS-Lesungen im Sophie-Charlotte-Gymnasium
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Tägliche Warnsignale 

für die Gesellschaft

Versierte Programmgestaltung durch Schülerinnen und Schüler
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Der Kreis hat  

sich geschlossen

Nach wochenlangen Streiks zwei Tarifverträge
Öffentlicher Dienst erhält Sockelbeträge – Nachteile wegen Streikbeteiligung ausgeschlossen

Inge Deutschkron: »Ich trug 
den gelben Stern«

Nach neuerlichen mehrwöchi­
gen Streiks im öffentlichen Dienst 
von Berlin wurden im November 
ein Lohn- und Vergütungstarif­
vertrag und ein Vorbereitungsta­
rifvertrag für den künftigen Ver­
handlungsfahrplan erreicht, um 
Anschluss an die Flächentarifver­
träge der anderen Bundesländer 
und Kommunen zu halten. Da­
nach gelten die zunächst gekün­
digten Monatslohn- und Vergü­
tungstarifverträge wieder, kön­
nen erst zum 31. Dezember 2009 

erneut gekündigt werden. Ab Ju­
ni ist für alle Angestellten, Arbeite­
rinnen und Arbeiter ein monatli­
cher Sockelbetrag von 65 € zu zah­

len, Azubis erhalten 35 €, Teilzeit­
beschäftigte anteilige Beträge. 
Dieser Sockel erhöht den Stun­
denlohn, ist unabhängig von der 

Höhe der Absenkung von acht, 
zehn und 12 Prozent und Be­
standteil des Urlaubs- und Weih­
nachtsgeldes.

Im Vorbereitungstarif hat sich 
das Land verpflichtet, keine Ver­
handlungen zur Verlängerung der 
Absenkungsprozente für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 2009 auf­
zunehmen. Gesprochen werden 
soll dagegen über das Inkrafttre­
ten des neuen Manteltarifrechtes 
(TVöD und TV-L) mit den entspre­
chenden Überleitungsregelungen 

auch für das Land Berlin ab 1. Januar 
2010 bei Erhalt des Sockelbetra­
ges. Offen ist, ob für Angestellte 
und Arbeiter wie bisher unter­
schiedliches Tarifrecht gelten soll. 

Das Land wird mit den Gewerk­
schaften Gespräche zur Übernah­
me von Azubis führen. Ausge­
schlossen wurden zudem Maßre­
gelungen und finanzielle Nachteile 
wegen Streikteilnahme. ver.di-Fazit: 
»Der Senat weiß jetzt, dass er nicht 
nach Belieben mit seinen Beschäf­
tigten umspringen kann.« � red.

Keine Verhandlung zu 

längerer Absenkung



Wer meint, unter dem Motto 
»Künstler Leben« unmittelbar et­
was über das Leben der ausstel­
lenden Künstler zu erfahren, wird 
wahrscheinlich enttäuscht. Denn 
so vergleichsweise einfach wie 
im Fall des auch auf der Einla­
dung abgebildeten Lätzchens 
auf Wolldecke mit der Aufschrift 
»I’m not an artpiece, eventhough 
my mother is an artist« von Su­
sanne Schill läuft es gewöhnlich 
nicht. Die biografischen Anteile 
an Ligia Pfaffenholz’ »Stilikone«, 
Tina Schwichtenbergs wuchtigen 
Bronzeskulpturen oder an Ölge­
mälden wie Gerdi Sternbergs 
»Landschaft 3« oder schließlich 
an Fotoarbeiten wie Rainer Wie­
czoreks »Der Streikposten« oder 
Jana Ondrejs »Feuerakrobatin« 
sind schwerer oder kaum zu er­
gründen. Dennoch bilden alle 
diese und weitere Arbeiten, die 
zehn beteiligte Künstlerinnen und 
Künstler für die Exposition ausge­
wählt haben, die Basis für die 
zweite Ausstellung, mit der Mit­
glieder der Fachgruppe Bildende 
Kunst in ver.di in der MedienGa­
lerie Einblicke in ihr Schaffen ge­
währen. Eine von ihnen, Barbara 
Salome Trost – sie zeigt ihr Ölge­
mälde »Raum« – erklärte das 
Motto zur Vernissage am 29. Ok­

tober mit der »persönlichen 
Sicht«, durch die Künstler »Ein­
blick in Teilbereiche ihres Lebens« 
geben. Die Arbeiten seien »weder 
politisch noch moralisierend«. Doch 
sie kündeten – wie die gesamte 
Ausstellung – »von der eigenen 
Verantwortung für die eigene 
Karriere«, seien also Teil des Selbst­
marketings, zu dem es gehöre, 
Kunst der Öffentlichkeit profes­
sionell zu präsentieren. Trost for­
derte ihre Kollegen auf, »sich und 
die eigene künstlerische Arbeit so 
ernst zu nehmen, keine künstle­
rische Ausstellung ohne Honorar 
oder Ankaufmodalitäten zu re­
geln«. Das gehöre dazu, sich en­
gagiert um das eigene Fortkom­
men zu kümmern, genauso wie 
die erlernbare Fähigkeit, die »ei­
gene Arbeit schriftlich und münd­
lich professionell erklären zu kön­
nen«.

»Die Bedingungen für Kunst und 
ein KünstlerLeben sind schlecht, 
zum Teil untragbar«, stellte Gott­
hard Krupp auf dem Beiblatt zu 

seinem Gemälde »Auf dem Weg« 
fest. Die Mode, der Spekulations­
markt und die Eventkultur be­
drohten die unabhängige Arbeit 
von Kunstschaffenden. Brigitte 
Lange, die stellvertretende Fach­
gruppenvorsitzende, untermauer­
te die Einschätzung zur Ausstel­
lungseröffnung mit Statistik. 

Laut einer DIW-Umfrage unter 
Berliner bildenden Künstlerinnen 
und Künstlern sind die meisten 
von ihnen Produzenten und Ver­
markter der eigenen Werke. 90 
Prozent verdienen maximal bis zu 
18 000 Euro im Jahr, davon allen­
falls 11 000 Euro aus der künstle­
rischen Tätigkeit – weniger als 
1 000 Euro im Monat. 44 Prozent 
der Befragten gaben an, maximal 
3 000 Euro im Jahr aus künstle­
rischer Arbeit zu verdienen. Da­
mit erreichten sie nicht einmal die 
Untergrenze, um sich über die 
Künstlersozialkasse versichern zu 
können. 

»Die Abhängigkeit vieler von 
Arbeitslosengeld II, von familiärer 
Unterstützung und Nebenjobs 
zeigt, wie schwierig die soziale 
Lage der Künstlerinnen und Künst­
ler ist.« Das Land Berlin sonne 
sich gern im Lichte der boomen­
den Kunstszene, vieler angesie­
delter Künstler und ihrer reprä­

sentativen Werke. Doch müsse 
noch viel getan werden, um die 
Rahmenbedingungen so zu ver­
bessern, dass die Künstler von ih­
rer Arbeit leben können. Die 
Fachgruppe habe eine »Stellung­
nahme zur Lage der bildenden 
Kunst in Berlin« vorgelegt und 

darin Vorschläge für ein Aktions­
programm gemacht. Sie betref­
fen etwa die Schaffung einer 
Kunsthalle, die Notwendigkeit 
eines »Messe- und Ausstellungs­
förderungsprogrammes«, bundes­
weite Veränderungen bei Aus­
stellungsvergütungen und Hono­
raren. »Keine andere KünstlerIn­
nengruppe ist in der Weise be­
nachteiligt wie die bildenden 
Künstler«, heißt es in dem Papier. 
Die Fachgruppe schlägt deshalb 
auch vor, eine Konferenz für die 
bildende Kunst zu organisieren, 
auf der alle Beteiligten und ihre 
Verbände Vorstellungen einbrin­
gen können.� neh

Die Ausstellung in der MedienGalerie 
läuft noch bis 17. Dezember. www.me-
diengalerie.org

Weder moralisierend noch 

verantwortungslos
Fachgruppe Bildende Kunst organisierte zum 

zweiten Mal eine eigene »Werkschau« 

»KünstlerLeben« mit Lätzchen, Landschaften, Skulpturen...

Foto: transit/v. Polentz

Benachteiligung durch 

Aktionen mildern

Engagiert ums eigene 

Fortkommen kümmern
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Tarife

Doch Geld da

Die erste Tarifrunde in der Mär-
kischen Verlags- und Druck Ge-
sellschaft mbH Potsdam wurde 
ergebnislos vertagt. Die Ge-
schäftsführung, die noch An-
fang des Jahres 2,1 Prozent für 
alle Beschäftigten angeboten 
hatte, erklärte der Tarifkommis-
sion, wenn das zustande ge-
kommen wäre, hatte man ein 
Sparprogramm fahren müssen. 
2008 sei wirtschaftlich ein ganz 
schlechtes Jahr für die MAZ. Be-
triebsratsmitglieder forderten 
Einblick in die Geschäftszahlen. 
Am 3. Dezember wurde nun zu-
mindest ein Abschluss für den 
Verlag vereinbart.

Mehr Geld da

Am 19.11. wurde in zweiter Ver
handlungsrunde ein Tarifab-
schluss für den Berliner Buch-
handel und die Buchverlage er-
zielt, der bis 31.12.2010 läuft. 
Danach gilt ab 1.1.2009 eine li-
neare Erhöhung um 3 Prozent 
und ab 1.1.2010 um 2,5 Prozent. 
Einmalig werden 300 Euro ge-
zahlt. Im Osten der Stadt wird 
die tarifliche Arbeitszeit in zwei 
Schritten auf 38,5 Wochenstun-
den abgesenkt, im Westteil auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit auf 
ebendiese Zeit angehoben. Be-
schäftigte können auch bei 37,5 
Wochenstunden bleiben. Diese 
Regelung gilt bis 30.9.2012. 

Versichert

Besserer Schutz
Die gewerkschaftliche GUV/FA-
KULTA bietet seit 1.11. mehr 
Schutz. Die Leistungen der bis-
lang fürs Fahren und Transpor-
tieren geltenden Unterstüt
zungseinrichtung wurden auf 
alle beruflichen und dienstlichen 
Tätigkeiten von Gewerkschafts
mitgliedern ausgedehnt. Diese 
werden unterstützt, wenn sie 
vom Arbeitgeber in Regress ge-
nommen werden. Gewährt wird 
eine mit einer Berufs- oder 
Diensthaftpflichtversicherung 
vergleichbare Schadenersatzbei
hilfe, dazu acht weitere Leistun
gen. Auch der Arbeitsweg und 
der zu gewerkschaftlichen Ver
anstaltungen ist eingeschlossen.
� www.guv-fakulta.de  
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Es ist ein zäher, mittlerweile 
über 26 Jahre dauernder Kampf 
um das Leben eines Mannes – die 
Solidaritätsbewegung für den 
1982 in den USA zum Tode verur­
teilten Journalisten Mumia Abu-
Jamal hat in den zurückliegenden 
Wochen ihren Einsatz forciert. So 
fand zwischen dem 6. und 13. 
Dezember eine weltweite Akti­
onswoche für den Gefangenen 
statt. Bereits Anfang November 
hatten verschiedene Organisati­
onen, u.a. die Rechtsanwaltskam­
mer Berlin und die Internationale 
Liga für Menschenrechte, zu ei­
ner Diskussion in der Humboldt-
Universität eingeladen, an der 
Abu-Jamals Hauptverteidiger Ro­
bert R. Bryan teilnahm.

Das Leben des wegen angebli­
chen Polizistenmordes 1982 zum 
Tode verurteilten Mannes sei nach 
wie vor in höchster Gefahr, er­
klärte der Anwalt. Zwar hatte in 
diesem Jahr ein Bundesgericht das 
Todesurteil vorübergehend ausge­
setzt und die Verhandlung über 
das Strafmaß vor einer neuen Ju­
ry angeordnet. Dagegen will je­
doch die Bezirksstaatsanwaltschaft 
von Philadelphia – wo das erste 
Verfahren stattgefunden hatte – Be­
rufung einlegen, um das ursprüng­
liche Todesurteil zu erhalten. 

Robert Bryan erklärte, dass er 
und seine Mitanwälte bis zum 19. 
Dezember beim Supreme Court, 
dem Obersten Gerichtshof der 
USA, einen völlig neuen Prozess 
beantragen werden. »Das Ver­
fahren 1982 ist unter rassistischen 
Vorzeichen geführt worden, Zeu­
gen wurden nicht gehört, so dass 
die gesamte Anklage sowie eine 
Verurteilung nicht haltbar sind.« 
Verweigere allerdings der Su­
preme Court eine neue Verhand­
lung und werde bei der juri­
stischen Überprüfung des Straf­
maßes das Todesurteil bestätigt, 
sei Mumia Abu-Jamals Leben in 
höchster Gefahr.

Der engagierte Anwalt bekräf­
tigte bei der Diskussionsveranstal­
tung in Berlin, dass jegliche Un­
terstützung – sowohl ideell wie 
materiell – von großer Bedeutung 
sei. Zwar verzichteten die Anwäl­
te auf Honorare, doch beliefen 
sich die Kosten für Gutachten, 
Recherchen und Reisen auf etwa 
15.000 US-Dollar monatlich. 

Im Lauf der zurückliegenden 
Jahrzehnte hat sich der »Fall« 
Mumia Abu-Jamal zum Symbol 
des internationalen Kampfes ge­
gen die Todesstrafe entwickelt. In 
der Humboldt-Universität berich­
tete die Generalsekretärin der 
deutschen Sektion von amnesty 
international (ai), Barbara Loch­
bihler, über die globale Lage im 

Umgang mit der Todesstrafe. 
Zwar hätten zwei Drittel aller 
Staaten diese Strafe durch Gesetz 
oder zumindest faktisch abge­
schafft, doch gebe es auch be­
sorgniserregende Entwicklungen. 
In Japan werde seit einiger Zeit 
die Todesstrafe wieder gehäuft 
vollstreckt. In China seien Hin­
richtungen stark verbreitet, die 
Todesstrafe würde auch für De­
likte wie Raub oder Erpressung 
verhängt. Die Situation in den 
USA wiederum sei wegen der fö­
deralen Struktur sehr uneinheit­

lich. »ai ist gegen die Todesstrafe 
weltweit. Um dieses Ziel zu errei­
chen, setzen wir uns zunächst für 
Einschränkungen ein, etwa das 
Verbot, Minderjährige hinzurich­
ten«, erläuterte die Generalsekre­
tärin die Strategie.

Volker Ratzmann, Rechtsan­
walt und Fraktionsvorsitzender 
von Bündnis 90/Grüne im Berliner 
Abgeordnetenhaus, wies auf die 
Absurdität hin, dass die Bundes­
republik Deutschland es auch den 
USA verdanke, mit Inkrafttreten 
des Grundgesetzes 1949 die To­
desstrafe abgeschafft zu haben. 
Umso bedenklicher, dass in den 
USA gerade in jüngerer Vergan­
genheit zunehmend Menschen­
rechte zur Disposition gestellt 
würden. Ratzmann hat zweimal 
an Anhörungen im Verfahren ge­
gen Mumia Abu-Jamal teilge­
nommen und dabei die beklem­
mende Atmosphäre US-amerika­
nischer Gerichtssäle hautnah er­
lebt. »Hier wird in einer für uns 
kaum nachvollziehbaren Weise um 
Menschenleben geschachert.« 

Obwohl der 54 Jahre alte Mu­
mia Abu-Jamal mittlerweile fast 

die Hälfte seines Lebens im Ge­
fängnis – und die längste Zeit in 
der Todeszelle – zugebracht hat, 
gilt er vielen als »Stimme der Un­
terdrückten«. Regelmäßig veröf­
fentlicht er Zeitungsartikel, ist im 
Rundfunk mit Beiträgen zu The­
men wie Krieg, Folter oder Todes­
strafe zu hören und hat mittler­
weile fünf Bücher geschrieben. 
Robert Bryan berichtete, dass 
Mumia Abu-Jamal Ende Juli 2007 
vom Vorstand des amerikanischen 
P.E.N.-Zentrums als erster und 
einziger Gefangener zum Vollmit­
glied gewählt worden ist. Auch 
das deutsche P.E.N.-Zentrum hat 
sich in diesem Jahr mit Mumia 
Abu-Jamal solidarisiert und Un­
terstützung zugesagt. 

Ganz am Ende der Veranstal­
tung in der Humboldt-Universität 
konnte Robert Bryan schließlich 
sogar mit seinem berühmten 
Mandanten telefonieren. Mumia 
Abu-Jamal habe über das Leben 
im Todestrakt erzählt, berichtete 
Bryan, er habe aber vor allem be­
tont, wie wichtig eine große, in­
ternationale Bewegung zur Ab­
schaffung der Todesstrafe sei.

Gudrun Giese
www.freedom-now.de 

Die Solidarität lässt nicht nach!
Aktionswoche für Mumia Abu-Jamal – Anwalt will neue Gerichtsverhandlung

Seit 26 Jahren reißen die weltweiten Proteste nicht ab

Foto: transit / v. Polentz

Ein halbes Leben im  

Todestrakt

Berichte

Gedenken
2000 Stolpersteine
Mit Stolpersteinen im Gehweg-
pflaster an Mitbürger zu erin-
nern, die Terror, Krieg und dem 
Hitler-Regime die Stirn boten, 
ist in Berlin gute Tradition ge-
worden. Mehr als 2000 sind 
schon verlegt. Ende November 
wurde mit neun Stolpersteinen 
im Stadtbezirk Friedrichshain-
Kreuzberg der Familie von Her-
mann Silberstein gedacht. 
Kreuzberger Mitstreiter in der 
Saefkow-Jacob-Bästlein Wider-
standsgruppe – darunter Buch-
binder Wilhelm Selke, der am 
26.2.1945 im Zuchthaus Bran-
denburg hingerichtet wurde 
und für den ein Stolperstein in 
der Ritterstraße 109 liegt – wur-
den Anfang Dezember geehrt. 
Lebenswege stellten Dr. Bärbel 
Schindler-Saefkow und Dr. 
Annette Neumann vor. � -red
(Bitte Terminseite 15 beachten) 
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Tausende Studenten der Freien 
Universität Berlin passieren täg­
lich die Iltisstraße. Doch kaum je­
mand weiß, dass die gut 100 Me­
ter lange Strecke aus Kopfstein­
pflaster nicht nach dem Tier be­
nannt ist. Seit 1906 erinnert die 
Straße am U-Bahnhof Dahlem 
Dorf an ein Kanonenboot der Kai­
serlichen Kriegsmarine. Die S.M.S. 
Iltis war sechs Jahre zuvor, im Ver­
lauf des antikolonialen »Boxe­
raufstands«, an dem Angriff auf 
die Taku-Forts in Nordwestchina 
beteiligt. Das Kommando führte 
dabei Wilhelm von Lans, nach 
dem eine angrenzende Straße 
benannt ist; ebenso wie nach Ta­
ku, dem Ort des Geschehens.

Doch eben das soll sich nun än­
dern. Seit Jahren wird der Um­
gang mit dem kolonialen Erbe im 
Bezirk Steglitz-Zehlendorf heiß 
diskutiert. Zahlreiche Professoren 
der FU Berlin sowie Anwohner 
plädieren für eine Umbenennung. 
Wie schwer sich die zuständige 
Bezirksverordnetenversammlung 
(BVV) damit tut, wurde zuletzt im 
Ethnologischen Museum in der 
Lansstraße deutlich. Auf Initiative 
des Berliner Entwicklungspoli­
tischen Ratschlags waren die Vor­
sitzenden aller BVV-Fraktionen 
Mitte November dorthin zur Dis­
kussion gekommen. 

Die Positionen standen von 
vornherein fest. Dem ahnungs­

losen Besucher wurde nach weni­
gen Minuten klar, dass im be­
schaulichen Steglitz-Zehlendorf 
ein Kulturkampf tobt. Allein die 

Leiterin des örtlichen Kultur­
amtes, Sabine Weißler, bemühte 
sich um Sachlichkeit. Sie verwies 
auf den Streit um die Adresse des 
Berliner Abgeordnetenhauses. Weil 
die Straße vor dem Stadtparla­
ment nach der kommunistischen 

Widerstandskämpferin Käthe Nie­
derkirchner benannt ist, lehnen 
CDU und FDP die Adresse ab. Ihre 
Anschrift lautet: Preußischer Land­
tag, 10111 Berlin. »So wird eben 
Politik gemacht«, resümierte sie.

Politisch ging auch der lokale 
CDU-Fraktionsvorsitzende Tors­
ten Hippe die Debatte in Steglitz-
Zehlendorf an. Die Christdemo­
kraten wenden sich entschieden 
gegen eine Umbenennung der 
drei Straßen. Mit der These, die 
Chinesen hätten das deutsche 
Boot zuerst angegriffen, verteidig­
te der Jurist Hippe den Kolonial­
militär von Lans. Immerhin zeigt 

seine Partei sich bereit, eine »er­
klärende Tafel« an die Straßen­
schilder anzubringen. Für den lo­
kalen SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Michael Karnetzki ist die Schuld­
frage jedoch unwichtig. »Es geht 
hier allein um die Bewertung des 
Kolonialismus«, sagte er, Rassis­
mus eingeschlossen.

Die geladenen Experten kamen 
in dieser polarisierten Debatte 
kaum zu Wort. Noch weniger 
fanden sie Gehör. Joshua Aikins 
von der Initiative Schwarze Men­
schen in Deutschland etwa schlug 
eine »Umkehr der Perspektive« 
vor: Man könne die Straßen auch 
jenen widmen, die gegen die Ko­
lonisatoren gekämpft haben. Der 
Student hat dafür ein Dossier mit 
Dutzenden Straßennamen aus 
ganz Berlin miterarbeitet, Alter­
nativen inklusive. Die CDU-Ver­
treter zeigten sich jedoch wenig 
empfänglich. 

Da half auch Aikins Verweis auf 
das Berliner Straßengesetz nicht. 
Umbenennungen sind demnach 
zulässig, wenn die Namen »nach 
heutigem Demokratieverständnis 
negativ belastet sind«. CDU-
Mann Hippe konterte, auch im 
Kaiserreich habe es freie Wahlen 
gegeben. »Und wenn ich heute 
eine Karl-Liebknecht-Straße er­
tragen muss, dann ist mir die 
Lansstraße allemal Recht.« 

Harald Neuber
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Heroisierend: das alte koloniale Schlachtschiff »Iltis« in zeitgenös-
sischer Darstellung

Berichte

Streit im Schilderwald
In Berlin werden bis heute Protagonisten der Kolonialkriege mit Straßennamen geehrt

werden konnten die bereits aus­
gesprochenen 14 Kündigungen. 
»Doch für drei Beschäftigte haben 
wir Ersatzarbeitsplätze gefunden, 
und wir werden weiter schauen, 
ob wir den Rest noch unterbrin­
gen können«, so Renate Gensch. 
Dass bis Ende 2009 weitere be­
triebsbedingte Kündigungen aus­
geschlossen sind, wertet sie als 
großen Erfolg. Allerdings hält die 
Verlagsleitung an ihrem »Restruk­
turierungsplan« fest und lobte ei­
nen »Fluktuationsanreiz« aus: Wer 
»freiwillig« Tip verläßt, bekommt 
neben einem Sockelbetrag von 
20.000 Euro für jedes Betriebs­
jahr 1.500 Euro. Dazu könne man 
auch »Sprinterprämie sagen – 
nimm und geh«, spottet die Be­
legschaft. Der Tip-Betriebsrat: 
»Niemand kann zum Ausschei­
den gezwungen werden.« � fre 

»Die Braut ist chic – nur der 
Bräutigam fehlt noch!« So hört er 
sich an, der Galgenhumor beim 
Berliner Verlag. »Die Gesellschaf­
ten der deutschen Mecom-Be­
triebe werden bis auf die netzei­
tung auch in diesem Jahr mit 
schwarzen Zahlen abschließen«, 
teilte der Konzernbetriebsrat ge­
rade der Belegschaft mit. Doch 
Eigentümer David Montgomery 
kämpft mit dem Sinkflug seiner 
Mecom-Aktie, und so könnte der 
Verkauf des Berliner Verlags (Ber­
liner Zeitung, Kurier, netzeitung, 
Tip) Abhilfe schaffen. Seit sie im 
Amt ist, würde Betriebsratschefin 

Renate Gensch dann den vierten 
Eigentümer erleben. 

Der irische Finanzinvestor kauf­
te das Filetstück des hauptstäd­
tischen Medienmarktes 2005, und 
seitdem ist die Unruhe groß am 
Alexanderplatz. Was Gensch da­
mals in einem Zeitungsinterview 
sagte, wurde zur Gewißheit: »Na­
türlich herrscht jetzt große Angst, 
da man weiß, wie diese Inves­
toren arbeiten.« Die Belegschaft 
von ehemals über 800 – derzeit 
730 – soll um etwa 140 ausge­
dünnt werden. Die Redakteurin­
nen und Redakteure arbeiten mit 
veralteter Redaktionstechnik. Und 

das Konzept einer besseren Ver­
zahnung von Print und Online 
läßt immer noch auf sich warten. 
So erlebten die Redaktionen ein 
turbulentes Jahr (das Sprachrohr 
berichtete in jeder Ausgabe). Le­
diglich beim Kurier und in der 
Druckerei ging es gemächlicher 
zu. Durch Warnstreiks wurden Ta­
rifverträge bei der Berliner Zei­
tung, der netzeitung und nun 
auch beim Veranstaltungsmaga­
zin Tip erzwungen. Er trat bereits 
Ende November in Kraft und sieht 
für 2009 Verhandlungen über die 
Angleichung an bestehenden Flä­
chentarife vor. Nicht verhindert 

Sprinterprämie: Nimm und geh!
Berliner Verlag: Jetzt auch Tarifvertrag beim Tip unterzeichnet

Wenig empfänglich  

für Alternativen
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Doch offensichtlich schlägt es in 
der Vorstandsetage nicht für 

die Hauptstadt. Mit dem Entscheid, 
große Senderteile 2009 nach Mün­
chen zu verlagern, droht Berlin als 
Medienstandort ein einschnei­
dender Substanzverlust. Von die­
sem werden auch Zulieferer und 
Subunternehmer in der Region – 
von Produzenten, Kameraleuten, 
Beleuchtern bis zu Caterern und Si­
cherheitsdiensten – betroffen sein.

Ein knappes Jahrzehnt, nachdem 
der Konzern von Hamburg nach 
Berlin umgesiedelt war und das 
Sat.1-Haus in der Jägerstraße nach 
aufwändigen Umbaumaßnahmen 
mit großem Bahnhof eröffnet wur­

de, sollen erneut die Koffer gepackt 
werden. Die Konzernleitung will 
möglichst viele Unternehmensteile 
der ProSiebenSat.1 Media AG, – 
unter deren Dach die Sender Sat.1, 
Pro7, Kabel 1, N24, 9Live, sowie 
die SevenOneMedia und SevenOne­
Interaktive und die PSP-ProSieben­
Sat.1 Produktion GmbH als tech­
nische Dienstleister versammelt 
sind – in der bayerischen Landes­
hauptstadt bündeln.

Wirtschaftskrise, Finanzkrise und 
der Einbruch der Werbeeinnahmen 
werden als Gründe angeführt, den 
attraktiven Berliner Standort abzu­
bauen. ProSiebenSat.1 wurde im 
Dezember 2006 durch das Konsor­
tium KKR-Permira übernommen. 
Die internationalen renditeorien­
tierten Finanzinvestoren haben im 
Frühjahr auf Ausschüttung einer 
Dividende von 270 Millionen Euro 
bestanden, die bei einem Reinge­
winn 2007 von 90 Mio Euro zu 
einem großen Teil aus der Substanz 
genommen werden mussten. Auf 
der Sendergruppe lasten nach dem 
Kauf der europäischen SBS mit ver­
schiedenen Sendern für 3,3 Milliar­
den Euro von ihren Großaktionären 
zudem hohe Schulden. 

ProSiebenSat1 werde als Speku­
lationsobjekt behandelt, weniger 
als Medienunternehmen, kritisier­
te denn auch die stellv. DGB-Vor­
sitzende Berlin-Brandenburg Doro 
Zinke. Es sei scheinheilig, jetzt die 
globale Finanzkrise vorzuschieben, 
um Schließungspläne durchzudrü­
cken. Die beiden Finanzinvestoren 
KKR und Permira würden auf dem 
globalen Schachbrett ihre Beteili­
gungen hin und herschieben, oh­
ne Rücksicht auf Beschäftigte. 
Noch 2006 hatte Permira versi­
chert, ein Stellenabbau sei nicht 
beabsichtigt.

Was ist in den letzten Wochen am 
Standort Jägerstraße passiert?

Am 11. November hatten wir ei­
ne außerordentliche Betriebsver­
sammlung, zu der auch der Sat.1-
Vorstand geladen war. Vom Vor­
stand ist niemand gekommen, aber 
die Geschäftsführer Matthias Al­
berti und Dr. Torsten Rossmann wa­
ren anwesend. Die Veranstaltung 
war sehr gut besucht, die Kollegen 
waren diskussionsfreudig und 
brachten viele stichhaltige Argu­
mente vor, warum Sat.1 in Berlin 
bleiben sollte. Die Gewerkschaften 
– vertreten durch Wille Barz von 
connexx.av (ver.di) und Michael Re­
diske vom DJV – haben dort auch 
gesprochen. Sie forderten die Kol­
leginnen und Kollegen zum Ge­
werkschaftseintritt auf, weil das der 
Organisation bei Tarifverhandlun­
gen den Rücken stärkt. Nachdem 
ProSieben und Sat.1 im Jahr 2000 
zur ProSiebenSat.1 Media verschmol­
zen waren, scherte die frisch geba­
ckene Holding – ebenso wie RTL – 
aus dem Tarifvertrag aus. Seither 
befinden wir uns in einem tarifver­

tragsfreien Raum, nur der Mantel­
tarifvertrag wirkt noch nach.

Tatsächlich sind in den letzten 
Wochen sehr viele Kolleginnen und 
Kollegen in die Gewerkschaften 
eingetreten. Sie haben verstanden: 
Je stärker wir sind, desto mehr kön­
nen wir beim Arbeitgeber durch­
setzen. Am 20. November gab es 
dann bei Sat.1 eine Mitgliederver­
sammlung, zu der ver.di bzw. con­
nexx-av und der DJV eingeladen 
hatten. Dass über 60 Kolleginnen 
und Kollegen gekommen waren, 
gab es im Hause noch nie. Die auf 
dieser Versammlung gewählte Ta­
rifkommission steht inzwischen mit 
dem Vorstand in Verhandlung. 

Ist der Umzug noch abzuwenden?
Ganz sicher ist das noch nicht. 

Wenn es nach der Geschäftsleitung 
geht, soll der Umzug bis zum 30. 
Juni 2009 abgeschlossen und der 
Standort in der Jägerstraße abge­
wickelt sein. Um aktuell zu bleiben, 
und weil man Promis leichter nach 
Berlin-Mitte bekommt als nach Un­
terföhring, soll die gemeinsame 

8
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Ein Herz für die 
Hauptstadt – 
Sat.1 ist Berlin
Ein großes Herz vor ihrer Haustür am 

Hausvogteiplatz formierten Beschäftigte von 

Sat.1 »Unser Herz schlägt in Berlin!«

Sie haben keinen Plan
Engagiert setzt sich Sat.1-Betriebrätin Cordula Bauermeister für ihre Kolleginnen und Kollegen ein. 

Sie kämpft gegen den Umzug des Senders nach Unterföhring an der Münchner Peripherie. Seit fast 
zwölf Jahren arbeitet Cordula Bauermeister bei Sat.1, seit acht Jahren macht die gelernte Übersetzerin 
Betriebsratsarbeit. Sie kennt die Befürchtungen und Ängste der Kolleginnen und Kollegen gut.Missmanagement  

bestraft Beschäftigte
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Zentralredaktion des Frühstücks­
fernsehens und vom Sat.1-Maga­
zin in Berlin bleiben. Wo sie räum­
lich unterkommen soll, ist noch un­
klar, man will wohl versuchen, sie 
am Potsdamer Platz in unmittel­
barer Nähe von N24 unterzubrin­
gen. Auch welche Rechtsform das 
Unternehmen künftig aufweisen 

wird, wissen wir noch nicht. Im Ge­
spräch sind sowohl eine GmbH als 
auch eine Integration in N24. Der 
Vorstandsvorsitzende Guillaume de 
Posch hat die Schließung des Stand­
orts Berlin und den Umzug nach 
München angekündigt, ohne dass 
dahinter ein detaillierter Master­
plan zu erkennen wäre.

Welche Pläne der Geschäftsleitung 
können denn als gesichert gelten?

Es ist beabsichtigt, insgesamt 
350 Kolleginnen und Kollegen ein 

Jobangebot in München zu unter­
breiten. 225 Arbeitsplätze – das 
entspräche bei insgesamt rund 
3.000 Beschäftigten sieben bis acht 
Prozent – sollen abgebaut werden, 
ungefähr 400 sollen in Berlin blei­
ben.

Was ist denn der Hintergrund für 
den Umzug?

Für die Schließung des Standorts 
Jägerstraße werden mehrere Grün­
de angeführt: die Wirtschaftskrise, 
die Finanzkrise und der Einbruch 
der Werbeeinnahmen aufgrund 
des falschen Vermarktungsmodells. 
ProSiebenSat.1 musste ja 2007 we­
gen des Vorwurfs, bei der Vermark­
tung von Werbezeiten illegale Ra­
batte gewährt zu haben, 120 Milli­
onen Euro Bußgeld an das Bundes­
kartellamt zahlen. Daraufhin haben 
der Vorstand und der verantwort­
liche Verkaufsmanager beschlos­
sen, das Vermarktungsmodell zu 
ändern. Das Ergebnis war ein tota­
ler Flop – wir hatten bereits große 
Einbußen zu einer Zeit, als es der 
Wirtschaft noch gut ging.

Dieses Missmanagement halten 
wir für den Hauptgrund der Ab­
bau- und Umzugspläne, die äuße­
ren Faktoren sind aus unserer Sicht 
Nebensache. Dazu kommt natür­
lich, dass wir fast vier Milliarden Eu­
ro Schulden haben: ProSiebenSat.1 
wurde im Dezember 2006 durch 
das Konsortium KKR-Permira über­

nommen. Ein halbes Jahr später 
wurde die Sendergruppe SBS (mit 
Sendern in Ungarn, Rumänien, Bul­
garien, Niederlande, Schweden, 
Norwegen) dazu gekauft, die vor­
her schon im Besitz von KKR-Permi­
ra war. In echter Finanzinvestoren­
manier haben sie den Kauf über 
Schulden finanziert und uns die 
Rückzahlung der Kredite aufgebür­
det.

Argumentiert die Geschäftsleitung, 
der Standort Berlin sei zu teuer?

Darum geht es eigentlich nicht. 
Es heißt: Wenn wir alles unter 
einem Dach haben, arbeiten wir ef­
fizienter, schaffen noch mehr Sy­
nergien und können uns wieder 
besser aufstellen. Den Sendern der 
Gruppe ist es quotenmäßig in den 
letzten Monaten nicht sehr gut ge­
gangen – vor allen Dingen Sat.1 
hat Einbrüche verkraften müssen, 
viele Eigenproduktionen konnten 
die Erwartungen nicht erfüllen. Die 
Betriebsräte und die Belegschaft 
sind inzwischen davon informiert 
worden, dass die Geschäftsführung 
in Unterföhring alle Sender unter 
dem Dach der German-Free-TV-
Holding zusammenführen will. Das 
heißt, eine Art Pool zu schaffen, wo 
die Mitarbeiter dann gar nicht mehr 
senderspezifisch, sondern für alle 
drei Sender arbeiten. Man ist dann 
nicht mehr Sat.1-ler mit Herz und 
Hirn, wie es bei den langjährig Be­
schäftigten hier der Fall war. Dar­
aus resultierte bisher eine große 
Identifikation mit dem Sender. Wir 
befürchten, dass dort eine Art Fern­
sehfabrik nach holländischem Vor­
bild entstehen wird. 

Wie geht es weiter?
Inzwischen haben wir von An­

dreas Bartl, dem Leiter von German 
Free TV, zwar mehr Informationen 
erhalten, z.B. dass die German 
Free-TV Holding eine Matrix-Orga­
nisation sein wird, aber darunter 
können sich sehr viele hier nicht 
sehr viel vorstellen. Vor allen Din­
gen fehlen uns ganz konkrete In­
formationen und Zahlen. 

Die Betriebsräte von ProSieben 
Sat.1 und der PSP (ProSiebenSat.1 
Produktion GmbH) am Standort 
Berlin haben gemeinsam einen 
großen Fragenkatalog zusammen­
gestellt, der dem Vorstand vorge­
legt wurde. Erst wenn diese Fragen 
zu unserer Zufriedenheit beantwor­
tet sind, können wir als Betriebs­
räte in die Sozialplanverhandlungen 
einsteigen. Seitens des Unterneh­
mens wird natürlich gewünscht, 
dass wir schnell mit den Sozialplan­
verhandlungen beginnen. ver.di 

und der DJV haben dem Vorstand 
Punkte vorgelegt, die nur in einem 
Tarifvertrag geregelt werden kön­
nen. Oberste Maxime ist für uns als 
Betriebsrat natürlich, so viele Ar­
beitsplätze wie möglich am Stand­
ort Berlin zu erhalten.

Die Bereitschaft der Beschäftigten, 
nach München zu ziehen, ist also 
gering?

Einige, die vor ein paar Jahren 
von München nach Berlin gezogen 
sind, werden sicherlich gern wieder 
zurückgehen. Manche, die keine 
festen Partner und keine Kinder ha­
ben, sehen auch kein großes Pro­
blem, sofern das Angebot und der 
Job stimmen. Daneben gibt es ganz 
viele, für die ein Umzug sehr 
schwierig wäre: Sie haben eine 
Partnerin oder einen Partner mit 
festem Arbeitsplatz in Berlin, sie 
haben Kinder, die hier betreut wer­
den oder zur Schule gehen, haben 
sich Wohneigentum zugelegt. 
Auch viele Alleinerziehende, die 
hier eine gute Infrastruktur für die 

Kinderbetreuung gefunden haben, 
sind sehr unglücklich beim Gedan­
ken an einen Umzug.

Die Stimmung unter den Mitar­
beitern ist panisch, ängstlich und 
verzweifelt, aber auch wütend über 
das Managerdeutsch von Bartl und 
Co. Die Angst vor dem Verlust des 
Arbeitsplatzes ist riesengroß – wie 
die Jobangebote in München aus­
sehen werden, weiß ja keiner.

Sind weitere Aktionen geplant?
Natürlich wollen wir noch einiges 

machen. Wir haben schon vieles 
angeschoben, uns direkt an die Po­
litik gewandt, als Betriebsräte mit 
Klaus Wowereit und Harald Wolf 
gesprochen. Und laut Berliner Se­
nat wird alles versucht, vor allem 
Arbeitsplätze in den TV-Produkti­
onsfirmen in Berlin, die ja inzwi­
schen auch abbauen müssen oder 
es schon taten, mit einer Art Ga­
rantie seitens Sat.1 zu retten. Au­
ßerdem haben wir einen Brief an 
die Bundeskanzlerin Angela Merkel 
geschrieben und sie aufgefordert, 
sich für den Erhalt des Standorts 
Berlin einzusetzen. Ich denke, wir 
haben alle Hebel in Bewegung ge­
setzt und beschränken uns nicht 
darauf, den Sozialplan zu verhan­
deln. Das wird auch so bleiben.

Interview: Ute Christina Bauer 
Text: Bettina Erdmann
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Sie haben keinen Plan
Engagiert setzt sich Sat.1-Betriebrätin Cordula Bauermeister für ihre Kolleginnen und Kollegen ein. 

Sie kämpft gegen den Umzug des Senders nach Unterföhring an der Münchner Peripherie. Seit fast 
zwölf Jahren arbeitet Cordula Bauermeister bei Sat.1, seit acht Jahren macht die gelernte Übersetzerin 
Betriebsratsarbeit. Sie kennt die Befürchtungen und Ängste der Kolleginnen und Kollegen gut.

Totaler Flop als  

Eigenmarke

Bundeskanzlerin soll  

sich einschalten
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Mitgliederbindung, Mitglieder­
gewinnung... viel bedrucktes Pa­
pier und bei Gefallen auch mal 
ein ganzes Seminar darüber. So 
gut, so schlecht. Dank einer uner­
schrockenen und charakterstar­
ken ver.di Fachbereichssekretärin 
wurde diese Thematik gänzlich 
bodenständig zu einer klugen 
und praktischen Idee umgearbei­
tet: Gibt es Besseres, als sich zu 
treffen, als sich miteinander aus­
zutauschen, als sich miteinander 
zu freuen und vielleicht auch mit­
einander zu erinnern?!

Die Jubiläen von Gewerkschaf­
tern – 25, 40, 50, 55, 60 Jahre 
Mitglied zu sein – geben allemal 
Anlass zu einem persönlichen 
Treffen... Dafür gibt es seit die­
sem Jahr im ver.di-Bezirk Pots­

dam-Nordwestbrandenburg ei­
gentlich eine Urkunde mit der 
Post – wie ehrenvoll.Statt der an­
gesagten Postlösung sprach sich 

unsere FB-Sekretärin mit dem 
Vorstand ab, sicherte sich deren 
Unterstützung und Ideen und 
zauberte mit einem Mini-Haus­

halt ein Treffen der Jubilare im 
ver.di-Haus in Potsdam: Die, die 
kamen, erwarteten eine deko­
rierte Festtafel, unterhaltende hi­
storische Repliken an das Ein­

trittsjahr, eine aus der Hand der 
stellvertretenden FB-Vorsitzenden 
überreichte Urkunde samt Prä­
sent, Blumen und Magda Greß­
manns Video zur Thematik »Erin­
nern tut gut«. Und so war es 
denn auch – gemeinsames Erin­
nern, Zeitgeschichten, freudige 
Gesichter und eine feine, gesel­
lige Runde aus Jubilaren, den Eh­
renamtlichen Karin Wagner, Det­
lef Gwosc – und mit der Ideenge­
berin: Danke, liebe Gabi Fischer!

Magda Greßmann,  
Mitglied FB-Vorstand  

Potsdam
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Endlich wieder Miteinander
Statt Postsendung persönliche Treffen zum Gewerkschaftsjubiläum

»Erinnern tut gut« in 

geselliger Runde

Ehrung von Hans-Jürgen Naumann, ehemals Studio Babelsberg

Foto: Magda G.Medienfachbereich

Berlin-�
Brandenburg

Fachgruppe
 

Verlage, Druck �

und Papier

Der Umgang bundesdeutscher 
Gewerkschaften mit ihrer Stein 
gewordenen Tradition, sprich mit 
den aus Arbeiter-Groschen zusam­
mengesparten Gewerkschaftshäu­
sern, ist heikel und geriet in den 
vergangenen Jahren mehrfach in 
die Kritik. Speziell der Paketverkauf 
von 37 DGB-Immobilien an den 
US-Kapital-Management-Riesen 
Cerberus hatte Ende 2006 bun­
desweite Proteste hervorgerufen. 
In Leipzig, Dresden, Chemnitz, 
Suhl, Magdeburg und anderswo 
stand für viele zugleich die Glaub­
würdigkeit der Organisation auf 
dem Spiel. 

»Mit dem Verkauf der Gewerk­
schaftshäuser wird ein wichtiges 
Stück Geschichte in die Hand von 
Heuschrecken gegeben«, wurde 
damals ohne Erfolg kritisiert. Eher 
unbemerkt war bei dem Deal ein 
Berliner Filetstück mit über den 
Tisch gegangen: ein Teil der DGB-
Immobilie zwischen Wallstraße 
und Märkischem Ufer in Mitte, 

wo früher der FDGB gesessen 
hatte, gehört nun auch dem milli­
ardenschweren New Yorker Real 
Estate Investment Trust. 

Doch selbst wenn nicht ver­
kauft wird: Auch der Umgang mit 
noch gewerkschaftseigenen Lie­
genschaften ist mitunter schwie­
rig. »Sanierung für den Leer­
stand?« fragte das Sprachrohr im 
Oktober 2006 mit Blick auf das 
traditionsreiche Haus der Buch­
drucker in der Dudenstraße 10. 
Das frühere IG-Medien-Gebäude, 
das in den 1920er Jahren nach 
Entwürfen des Architekten Max 
Taut in einer funktionierenden Mi­
schung aus Verbandshaus, Woh­
nen und Gewerbe errichtet wurde, 
untersteht seit 2003 der Immobi­
lienverwaltungsgesellschaft der 
ver.di mbH (IVG). Und es steht 
noch immer weitgehend leer, ob­
wohl – für wen? – gleichzeitig 
umgebaut, saniert und denkmal­
gerecht modernisiert wird. Neben 
einem fehlenden Konzept für die 

Nutzung wurde damals vom ver.
di-Bezirksfachbereichsvorstand 
der Sinn bestimmter Baumaß­
nahmen hinterfragt. Alt-Mieter in 
Büros und Ateliers seien reihen­
weise vertrieben, neue Mietver­
träge nicht abgeschlossen wor­
den. 

An der Lage hat sich seither 
nichts geändert. Das Berliner Be­

rufsbildungswerk des DGB (bfw) 
war diesen Sommer auf das Ob­
jekt aufmerksam gemacht wor­
den und von sich aus an die IVG 
herangetreten. Nach Besichti­
gung und Prüfung wollte das Bil­
dungswerk die drei unteren Eta­
gen komplett anmieten und für 
Schulungsräume, Werkstätten 
und Verwaltung nutzen. Mit Hin­
weis auf einen dann notwen­

digen »Nutzungsänderungsan­
trag«, erforderliche schalldäm­
mende Maßnahmen und even­
tuelle Störungen der Mieter im 
Vorderhaus erteilte die IVG we­
nig später eine ebenso kom­
plette Absage. Eine Nutzung 
durch das bwf sei wirtschaftlich 
nicht vertretbar. Der Karl-Rich­
ter-Verein, der im Gewerbege­
bäude seinen Sitz hat, hat da­
raufhin eine Resolution verab­
schiedet. Ein bewusster und wür­
diger Umgang mit dem Ver­
bandshaus wird darin als »poli­
tische und kulturelle Verpflich­
tung« bezeichnet und der Ab­
schluss eines Mietvertrages mit 
dem bfw als »seriöser, solventer 
Mieter« gefordert. 

Inzwischen haben weitere In­
teressenten Räumlichkeiten be­
sichtigt. Bleibt zu hoffen, dass es 
bald zu einem Vertragsabschluss 
kommt. Im Sport würde Zeitspiel 
geahndet und für Untätigkeit gä­
be es Strafpunkte...� neh

Nutzung – eine Frage der Zeit
Umgang mit dem Haus der Buchdrucker eine kulturelle Verpflichtung

Komplette Absage fürs 

Berufsbildungswerk
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Eine richtige Grundsteinlegung 
war es nicht, was da am 23. Ok­
tober auf der Baustelle für die 
neuen Zentralwerkstätten der 
Opernstiftung am Franz-Mehring-
Platz, nahe dem Ostbahnhof ze­
lebriert wurde. Doch auf einen 
zünftigen Startschuss für den 
Baubeginn wollte man nicht ver­
zichten. In zwei Jahren soll alles 
fertig sein. Die bisherige Zersplit­
terung in zahlreiche Werkstatt­
standorte der drei Opernhäuser 
hat dann ein Ende. Die veran­
schlagten 25,5 Mio. Euro Bauko­
sten werden von der Stiftung 
hauptsächlich aus dem Verkauf 
bisheriger Werkstattimmobilien 

erbracht, öffentliches Geld soll 
nicht fließen. Der Kulturstaatsse­
kretär und weitere Gäste waren 
gekommen, der Generaldirektor 
und viele der 270 Beschäftigten 
feierten mit, alle bewunderten 
ein Modell des künftigen Büh­
nenservice-Domizils, das neben 
Werkstätten auch Administration 
und Verwaltung beherbergen 
und Platz für eine Kantine bieten 
wird. Für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter hielt der Tischler 
und Personalrat Christian Krause 
eine kleine Ansprache. Er erklärte 
unter anderem:

»Liebe Kolleginnen und Kolle­
gen! Seht diese neue Werkstatt 

Dezember-Bezügen ausgezahlt 
werden. Die Auszubildenden sind 
nach Lehrjahr gestaffelt mit 100, 
150 oder 200 Euro dabei. Es wur­
de als gemeinsames Verhand­
lungsziel fixiert, bis 30. Juni nächs­
ten Jahres für die 800 Beschäf­
tigten einen »einheitlichen, fle­
xiblen Tarifvertrag« zu vereinba­
ren, der bis zum 1. Januar 2010 
in Kraft treten soll. Eine Maßrege­
lungsklausel, die sichert, dass den 
Beteiligten des Warnstreiks keine 
Nachteile entstehen, wurde eben­
falls vereinbart.

Noch 2008 sollen die Tarifge­
spräche mit weiteren Terminen 
fortgesetzt werden. Drei Ver­
handlungsziele, so Sabine Schö­
neburg von ver.di, stehen für die 
gewerkschaftliche Tarifkommissi­
on ganz obenan: »Es geht uns 
um ein modernes Tarifrecht für 
alle, also auch um ein Ende der 
Ost-West-Ungleichheit.« Diese 
sei nicht mehr zeitgemäß und in 
der neuen gemeinsamen Zentral­
werkstatt künftig zudem völlig 
unpraktikabel. Ein weiterer Eck­
punkt liege in »Beschäftigungssi­
cherung bis 2014«. Eng verbun­
den damit gehe es ver.di und den 
Beschäftigten darum, eine Auf­
tragsbindung der Opernhäuser 
an die Werkstätten des Bühnen­
service zu verhandeln und zu ver­
einbaren. � neh

Es war kühl an diesem Morgen 
des 17. Oktober. »Dieser Betrieb 
wird bestreikt« stand an den Pro­
grammvorschau-Kästen neben 
dem Eingang zur Staatsoper Un­
ter den Linden. Die nichtkünstle­
rischen Beschäftigten hatten sich 
in der Frühe an der Rückseite ver­
sammelt. Kolleginnen vom Chor, 
aus der Technik, von der Poststel­
le, der Pforte, der Bibliothek und 
vom Marketing hielten sich mit 
Hüpfen warm und schlüpften un­
ter Schirme, als es zu nieseln be­
gann. Kein angenehmes Streik­
wetter. 

Die Männer aus der Staatsopern­
werkstatt Chausseestraße gaben 
sich hart im Nehmen. Alle wollten 
ein Zeichen setzen. Die »Zeit des 
kollektiven Bettelns ist vorbei«, 
bekräftigt Roland Tremper, stell­
vertretender ver.di-Landeschef, 
die berechtigten Forderungen der 
nichtkünstlerischen Opernbeschäf­
tigten nach einem Tarifvertrag. 
Der frühere Kultursenator Thomas 
Flierl kam ebenfalls zu den Strei­
kenden. Direktionsvertreter trieb es 
vor die Tür des Intendanzgebäu­
des, ungläubig, doch gesprächs­

drei Opern ihren Warnstreik auch 
noch am Vormittag. »Eugen One­
gin« fand abends planmäßig 
statt. Ihre Entschlossenheit, sich 
nicht länger hinhalten zu lassen, 
hatten die Beschäftigten ein­
drucksvoll demonstriert.

Das half am Verhandlungstisch. 
Nach zähem Tauziehen konnte 
schließlich am 12. November ein 
Ergebnis der Sondierungen ver­
kündet werden: Für 2008 erhal­
ten die nichtkünstlerischen Be­
schäftigten Einmalzahlungen in 
Höhe von 600 Euro, die mit den 

bereit. Opernbeschäftigte streiken 
schließlich nicht häufig. Sie, die 
hinter den Kulissen, in den Werk­
stätten, der Verwaltung dafür 

sorgen, dass der gesamte Betrieb 
reibungslos klappt, wollten nur 
ungern eine Vorstellung platzen 
lassen. Deshalb beendeten die 
dreihundert Beteiligten aus allen 
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Nicht nur Hüpfen hält warm
Bewegung im Tarifstreit für das nichtkünstlerische Personal der Opernstiftung

Ost-West-Ungleichheit 

nicht mehr zeitgemäß

Warnsignal am Vormittag – »Eugen Onegin« am Abend

Foto: transit/v. Polentz

Startschuss für den Hoffnungslauf
Baubeginn für das neue zentrale Werkstattgebäude der Berliner Opernstiftung

Fachgruppe

Theater und 
Bühnen

Personalrat Krause: »Eine 
Chance für uns!«

Foto: Fachgruppe als Eure Chance, der Stiftung 
Oper in Berlin und der Berliner 
Politik zu zeigen, was Ihr könnt: 
nämlich einzigartige Kostüme 
herstellen und hervorragende De­
korationen bauen.

Ich glaube, die Zusammenfüh­
rung der verschiedenen Stand­
orte an diesem Platz wird für uns 
von Vorteil sein, denn nur ge­
meinsam können wir als Werk­
stattbeschäftigte in der Stiftung 
Stärke zeigen. Unsere gemein­
same Bühnenservice-Personal­
ratsliste für die kommende Perso­
nalratswahl im Dezember ist da­
für übrigens die beste Vorausset­
zung.«� neh



Es war schon bezeichnend, 
dass der Vorsitzende des Bran­
denburger VS Helmut Routschek 
seinen Rechenschaftsbericht zur 
Jahresmitgliederversammlung 
2008 mit den Worten begann, er 
hätte im Wesentlichen auch den 
des Vorjahres nehmen können. Es 
ist ja nicht so, dass wir nicht bis 
zur Ministerin Wanka vorgedrun­
gen wären, um auf die Lage der 
Wortkultur im Lande Branden­
burg aufmerksam zu machen. Es 
ist ja nicht so, dass nicht jeder sei­
ne Möglichkeiten und Ideen in 
die Waagschale würfe, damit 
nicht der Spruch vom Letzten, der 
geht und das Licht ausmachen 
möge, Wirklichkeit wird. Es sei 
stellvertretend als Beispiel nur auf 

die Arbeit mit den ganz jungen 
Autoren verwiesen, bei der der 
große Berliner Verband sich dem 
Projekt des kleinen Brandenbur­
gischen anschloss – eben weil 
Idee und Umsetzung einfach gut 
waren. 

Aber Brandenburg schreibt Kul­
turförderung nur in die Landes­
verfassung. In der tatsächlichen 
Förderung würgt es als Land Initi­
ativen praktisch ab. Die Situation 
der Schriftsteller im Land ist nicht 

nur – wenn auch da besonders – 
verbesserungsbedürftig. So kam 
die Frage auf, ob die Brandenbur­
ger sich mit den Berliner Schrift­
stellern zu einer gemeinsam stär­
keren Truppe zusammentun soll­
ten. Diskussion ja, Meinungsbild 

ja ... aber die kleine Zahl von An­
wesenden (vielleicht gerade die) 
konnte sich zu keinem einmü­
tigen »Wir wollen« oder gar »Wir 
wollen nicht«, sondern höchsten 
zu einem überzeugten »Wenn es 
denn sein muss, dann...« durch­
ringen. 

Immerhin bekannten sich meh­
rere Autoren zum Einsatz unseres 
Mediums Sprache im Kampf um 
den Frieden und zur Nutzung mo­
derner Medien beim Wettbewerb 
um den »Friedenstext des Monats« 
auf dem Friedensblog (http://frie­
densblog.over-blog.de). 

Uneingeschränkt positiv war 
dagegen die der Mitgliederver­
sammlung folgende Lesung, tra­
ditionell über einen Schriftsteller, 
der auf keinen Fall in Vergessen­
heit geraten darf. Im Weltwind 
nach Neruda, Hans-Christian An­
dersen und Hans Weber nun end­
lich aufgeschriebene Frauen-Em­
pathie: Maxie Wander. Wahr­

scheinlich lief das Programm noch 
besser, als es sich die Beteiligten 
selbst erhofft hatten. Was konnte 
man mehr erwarten: Texte, die 
die literarische Einfühlungsweise 
an Beispielen nachvollziehbar 
machten, ein »Durchbuddeln« 
eines Lebens zwischen Geschich­
te, Geschichten, Menschlichem; 
Literarisches, überzeugend dar­
geboten von Vertretern aller Ge­
nerationen und kurze musika­
lische Zwischen-Flötentöne, die 
genau darauf abgestimmt waren, 

dass sich das per Wort Dargebo­
tene beim Zuhörer setzen konn­
te. Die Hoffnung ist nur zu ver­
ständlich, dass der Wiederholung 
im Musenhof Kunersdorf noch 
weitere folgen mögen. Leider hat 
kein Vertreter der Brandenbur­
gischen Kulturbonzialität erleben 
können, wie eine solche Veran­
staltung ablaufen kann, dass man 
niemanden hervorheben möchte, 
weil es alle verdient haben. 

� Rüdiger Kurock 
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Wenn es sein muss, dann...
VS-Mitgliederversammlung mit bekannten und neuen Zwischentönen

Kulturförderung würgt 

Initiativen ab

Ein Programm, 

 der Wiederholung wert

Fachgruppe

 

Literatur

Wirklich kennen gelernt ha­
be ich Dieter Schubert erst 

nach der Wende. Eine Freund­
schaft auf den ersten Blick ver­
band uns von da an. Er kam ger­
ne zu Lesungen und VS-Veran­
staltungen nach Berlin, wo er im­
mer noch eine kleine Wohnung 
in der Friedrichstraße hatte, und 
wann immer wir in die Ucker­
mark fuhren, verbrachte ich ein 
paar Stunden bei Dieter und Gina 
in ihrem einsamen Haus an der 
Bahnstrecke. Am 11. November 
2008 wollte ich ihn im Kranken­
haus in Schwedt besuchen – und 
kam zu spät. Ein paar Stunden 
zuvor hatte sein angegriffenes 
Herz aufgehört zu schlagen.

Wer Dieter begegnete, wäre nie 
auf die Idee gekommen, in die­
sem kräftigen und aufrechten Kerl 
einen nahezu achtzigjährigen 
und kranken Menschen zu sehen. 
Der ehemalige Amateurboxer war 
jung geblieben, agil – und auf­
recht. So aufrecht, wie ich ihn zum 
ersten Mal gesehen hatte, bei je­
nem unsäglichen Tribunal am 7. 
Juni 1979 im Roten Rathaus, als 
Dieter und acht andere aus dem 
Schriftstellerverband der DDR aus­
geschlossen wurden. Er war der 
letzte der Verfemten, der an die­
sem Tag zu Worte kam, und er 

sprach ruhig und überzeugend 
und nahm nichts von dem zu­
rück, was ihn in diese Position ge­
bracht hatte. Einer Antwort wur­
de er nicht gewürdigt. Das Ergeb­
nis stand ohnehin fest. Dass die 

Neun mit ihrer Mahnung an die 
Parteigerontologie, die restriktive 
Kulturpolitik zu überdenken, nur 
allzu Recht hatten, wussten die 
meisten im Saal und stimmten 
dennoch für den Ausschluss.

Für Dieter und seine Frau folg­
ten harte, existenziell bedrohliche 
Jahre, die ihn jedoch nicht verbit­
terten. Bald nach der Wende ver­
öffentlichte er den »Puppenspie­
ler Pinnow«, eine geistvolle Satire 
auf den heutigen Dr. h.c., mit 
dessen Ausweisung 1976 die Pro­
teste der Schriftsteller und Künst­
ler begonnen hatten.

Hansdieter Schubert, so hieß er 
eigentlich, wurde am 15. Mai 1929 
in Görlitz geboren und lebte seit 
1934 in Berlin. Sein Vater war ein 
recht erfolgreicher Autor von Hef­
tromanen, den Dieter nicht als 
Vorbild betrachtete. Er war kein 
Vielschreiber. Seine Texte sind eher 
sparsam, poetisch und sorgfältig 
formuliert. Der gelernte Kunst­
schmied arbeitete anfangs als 
Transportarbeiter, dann als Journa­
list. Sein Romanerstling »Acht Un­
zen Träume« wurde 1967 mit dem 
Preis der Akademie der Künste 
ausgezeichnet. Drehbücher für Film 
(»Olle Henry«) und Fernsehen 
und Erzählungen folgten: Die ei­
serne Rose, Papierblume, O Don­
na Clara, Die lahme Tänzerin, Ha­
sen und Jäger. Auch in den drei 
Anthologien des Berliner VS ist 
Dieter Schubert jeweils mit einer 
Geschichte vertreten. Seine Stim­
me wird uns fehlen. � Jan Eik 

Agil und aufrecht
Nachruf auf Dieter Schubert

Er fehlt, der sorgfältige und poetisch formulierende Autor

Foto: Archiv



Einmal im Monat wandert Felix 
Huby mit seiner und meiner Grup­
pe durch die Mark Brandenburg, 
erreicht dabei stets ein weiteres 
ihrer zahllosen Gewässer und er­
freut uns dann mit Sätzen wie: 
»Das Besondere an diesem See 
ist, dass er wie alle anderen aus­
sieht.« Ein See vielleicht, an dem 
seine Urahnen, die Sueben, gela­
gert haben, bevor sie dann in den 
Süden gezogen und zu den 
Schwaben geworden sind. Einer 
ihrer hervorragendsten Söhne ist 
nun nach Berlin zurückgekehrt, 
der Eberhard Hungerbühler, am 
21. Dezember 1938 in Detten­
hausen zur Welt gekommen.

Alle seine Werke aufzuzählen, 
zu referieren und zu kommentie­
ren, würde das ganze »Sprach­
rohr« füllen, da schaue man bitte 
bei Wikipedia oder auf seiner 
Homepage nach. Und wer kennt 
sie nicht, die Serien »Oh Gott, 

Herr Pfarrer« und »Ein Bayer auf 
Rügen« oder die vielen »Tatorte« 
mit dem Stuttgarter Kommissar 
Ernst Bienzle, der seine Fälle mit 

einem typisch schwäbischen Sinn 
für Zusammenhänge zu lösen 
versucht. Hubys neueste Figur ist 
Peter Heiland: Der Neue, ein 
Schwabe in Berlin. »Ach, nee!« 
ruft da der geborene Berliner. 
Stapelweise kommen Romane 
hinzu, Kriminalromane wie »Der 
Atomkrieg von Weihersbronn« 
und Sachbücher wie »klipp und 
klar – 100x Kriminalistik«, aber 
auch Theaterstücke und Musicals 
wie »Grüß Gott, Herr Minischter«. 

Det allet kanna wie keen Zweeta! 
Ischt wahr.

»Warum schreiben Sie Krimi­
nalliteratur?« wurde er einmal 
gefragt. »Weil ich da viel von 
dem zeigen kann, was mich be­
schäftigt; weil ich mir den großen 
literarischen Roman nicht zu­
traue; weil mir das Krimischrei­
ben fast soviel Spaß macht wie 
das Krimilesen.« Sein Lieblingsau­
tor sei Janwillem van der Wete­
ring. Daß er nicht -ky gesagt hat, 
erschüttert mich, zeigt aber, wie 
aufrecht er ist. Und der große li­
terarische Roman ist ihm auch 
noch zuzutrauen, ansonsten mö­
ge er sich mit Fontane trösten:  
» … was heißt großer Stil? Groß­
er Stil heißt so viel, wie vorbeige­
hen an allem, was die Menschen 
eigentlich interessiert.«

Felix Huby ist ein begnadeter 
Geschichtenerzähler, einer, der die 
Menschen glücklich macht, indem 
er sie hineinzieht in seine Welt, 
eine Welt, in der es irgendwie ver­
söhnlich zugeht, auch wenn es 
gerade einen Mord gegeben hat, 
eine Welt, in der man trotz allem 
leben kann, gemütlich und im 
guten Sinne des Wortes bieder­
meierlich. In einer Kritik zu seinen 
schwäbischen Geschichten »Die 
Leute vom Bärenbach« heißt es, 

dass er »den Wunsch nach leich­
ter Kost höchst vergnüglich zu 
bedienen vermag«. Genau das ist 
es, was seinen Riesenerfolg aus­
macht. 

Dabei ist er aber ein sehr poli­
tischer Mensch. In jedem Wahl­
kampf sucht er für die SPD Stim­
men zu gewinnen, und in den 
Jahren 1993-1998 hat er als Vor­
sitzender des Berliner VS für die 
Rechte und die Honorare seiner 
Kolleginnen und Kollegen gestrit­
ten. Er kennt also die garstigen 
Seiten des Lebens, war ja auch in 
seinen frühen Jahren Journalist, 
erst bei der Südwestpresse, dann 
beim Spiegel, was ja auch schon 
so etwas wie ein Orden ist. Später 
ist dann der höchste Preis dazu­
gekommen, den die deutsche 
Krimischreiber-Innung zu verge­
ben hat: der »Ehren-Glauser«.

Wer ihn persönlich kennt, den 
schwäbischen Riesen, kann sich 
glücklich preisen. Ja, lieber Huby, 
lass Dich umarmen und Dir mit ei­
ner Zeile aus Fontanes »John 
Maynard« danken: »… unsere 
Liebe sein Lohn.« Dazu kommt 
noch der Lieblingssatz meiner 
Schmöckwitzer Oma, ohne den 
es bei ihr keinen Geburtstag ge­
geben hat: »Wachse, blühe und 
gedeihe!« Dies für die nächsten 
zehn Jahre, auf dass Deine litera­
rische Fruchtbarkeit und Dein ge­
sellschaftspolitisches Engagement 
andauern mögen. Herzlichen 
Glückwunsch also von uns allen! 
� Dein -ky
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Felix Huby zum 70. Geburstag
Ein Schwabe in Berlin: Det allet kanna!

Felix Huby macht glücklich

Foto: transit/v. Polentz

Ich kann zeigen, was 

mich beschäftigt

Fachgruppe

 

Literatur

Lesenswert
Neuerscheinungen 

von VS-Mitgliedern

Elfriede Brüning – «Ich musste 
einfach schreiben, unbedingt” – 
Briefwechsel mit Zeitgenossen 
1930-2007, Klartext Verlag 
2008

Reinhild Paarmann – »Der 
blaue Atlantisstein« Wolfgang 
Hager Verlag, Stolzalpe, 2008

»Campusmord« (Anthologie) 
– Gmeiner Verlag, Meßkirch, 
2008 u.a. Petra Gabriel-Boldt

Der nächste Lesemarathon wird in der Wo-
che vom 23. bis 27. März 2009 zu fol-
genden Themen stattfinden:
•	 �»Mit einem Bein im Knast« – über ge-

dachte und vollendete Verbrechen
•	 �»Nachbarschaften« – 20 Jahre nach der 

Wende in Berlin. Manche Nachbarn 
sind einfach nur älter geworden, selten 
klüger. Andere sind hinzugekommen, 
es treffen Welten aufeinander im Her-
zen dieser Stadt

•	 �»Zwischentöne« – Tragikomisches und 
Bittersüßes

•	 �»Begegnung« – Wo Lebewesen sind, 
gibt es Zusammentreffen, Wiederse-
hen, Niewiedersehen, die erste Begeg-
nung, Begegnung Fremder, Verstri-
ckungen, Entknotungen, Wiedererken
nen, letztes Treffen, flüchtige Bekanntschaften …

Bitte meldet euch bis zum 31. Dezember 2008, wenn ihr Texte zu der einen oder anderen Schublade habt 
und lesen möchtet – per Mail anke.jonas@verdi.de, telefonisch 030/ 88 66-54 03. Über viele Anmel-
dungen würden wir uns freuen. 

Zieht eure Schubladen auf!

Foto: transit/v. Polentz
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Der Bericht setzt sich differen­
ziert mit wichtigen Bereichen der 
Musikschularbeit, vor allem mit 
den wirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen auseinander. Er doku­
mentiert eine sehr erfolgreiche 
Musikschularbeit, benennt Pro­
bleme, zeigt Handlungsbedarf 
und -möglichkeiten auf. Vor allem 
Hinweise zu den Gefahren des 
gegenwärtigen Mittelzuweisungs­
systems werden kritisch beleuch­
tet. Für die weitere politische Dis­
kussion gibt er wertvolle Argu­
mentationshilfen. Allerdings wird 
die politische Vorgabe zur strik­
ten Orientierung auf Betriebs­
wirtschaftlichkeit der Einrichtung 
Musikschule nicht umfassend ge­
nug gerecht.

Die Fachgruppe Musik hat sich 
im Musikschulbeirat kritisch zu ei­
nigen Kernpunkten geäußert. 

Das betrifft vor allem die einsei­
tige, ausschließlich ökonomisch 
orientierte Definition des Lei­
stungsbegriffs, eine widersprüch­
liche Anwendung des Qualitäts­
begriffs und die Forderung nach 
mehr Gruppenunterricht zur Bi­
lanzaufbesserung. Kritisch wird 
beleuchtet, dass der Senat mit ei­
nigem Stolz vorträgt, wie Berlin 
Vorsprung vor anderen deutschen 
Städten in Sachen Kostende­
ckung und Versorgungsgrad 
durch den Einsatz billiger Hono­
rarkräfte »erwirtschaftet« hat. 
Zugleich wird im Senatsbericht 
unverhohlen ein weiterer Stellen­
abbau zugunsten von ungesi­
cherten Arbeitsverhältnissen an­
gekündigt. Damit billigt und för­
dert das Land ausdrücklich die 
Prekarisierung eines ganzen über 
eine Hochschulausbildung verfü­

genden Berufsstandes. Unter 
»Leistung« werden Unterrichts­
leistung (Stundenzahl), Versor­
gungsgrad der Bevölkerung, Brei­
tenwirkung und Kostendeckungs­
grad verstanden. »Leistung« ist 
nach dieser Auffassung also vor 
allem das, was sich in Quantität 
bzw. Geldwert ausdrückt. Daraus 

resultiert das Streben nach einem 
möglichst billigen Betreibermodell 
von Musikschule. Bildungspoliti­
sche Ziele spielen keine Rolle. 
Auch der Begriff »Qualität« wird 
von der Bildungsverwaltung als eine 
Bündelung ausschließlich quanti­
tativ messbarer Faktoren definiert. 
Unter »Qualität« werden die An­
wendung von QsM, die Orientie­
rung am Lehrplan des VdM sowie 

die Vorgabe des Schulgesetzes 
verstanden, dass für Musikschul­
leitung und Unterrichtstätigkeit 
nur qualifiziertes Personal einge­
setzt werden darf. Nicht benannt 
wird dabei, dass die Musikschu­
len sich in der Praxis zwar an den 
Richtlinien des VdM orientieren 
sollen, allerdings nur, solange dies 
kostenneutral ist: Laut VdM-Richt­
linien sollen aus gutem Grund 70 
Prozent der Lehrkräfte fest ange­
stellt sein. Von dieser Situation ist 
Berlin weit entfernt.

Die Kritikpunkte wurden vom 
Musikschulbeirat weitgehend auf­
gegriffen. In seiner Novembersit­
zung hat er eine Stellungnahme 
verfasst. Die vollständigen Darle­
gungen der Fachgruppe Musik 
stehen im Internet unter www.
fg-musik.de. Dort ist auch der Be­
richt der Bundesfachgruppe zur 
Umfrage über die soziale Situation 
der Musikschullehrer veröffentlicht. 

Anja Bossen/Stefan Gretsch

Verärgert unterbrach die Ver­
handlungskommission der Gewerk­
schaften am 27. Oktober die Ta­
rifverhandlungen zur Arbeitszeit 
im rbb. Sie war nicht bereit, den 
Umgang der Geschäftsleitung mit 
den Freien zum Thema Honorare 
zu akzeptieren. Der Hintergrund: 
Der rbb lehnt es bislang ab, die 
Rechte von Urhebern und Mitwir­
kenden tarifvertraglich zu regeln. 
Stattdessen will er Bedingungen 
durchsetzen, die deutlich schlech­
ter sind als bei den anderen ARD-
Anstalten sowie Deutschlandfunk 
und Deutschlandradio. Unter an­
derem will der rbb für die Online-
Nutzung von Beiträgen nur 2,5 
Prozent Honorarzuschlag für eine 
Nutzung nach Ablauf von sieben 
Tagen zahlen. Die tarifvertraglich 
geregelten Bedingungen sehen 
hingegen eine von 4,5 Prozent 
nach Ablauf des auf die Sendung 
folgenden Tages vor. Der Clou: 
Da der zwölfte Rundfunkände­
rungsstaatsvertrag vorsieht, dass 
die öffentlich-rechtlichen Sender 
ihre sendungsbezogenen Inhalte 
zunächst nur sieben Tage ins Netz 
stellen dürfen, müsste der rbb in 
vielen Fällen gar nichts bezahlen. 

Wiederholungsvergütungen in an­
deren Programmen will der Sen­
der erst vier Wochen nach der Erst­
nutzung zahlen. Um seinen Vor­
stellungen Nachdruck zu verleihen, 
hatte der Sender den freien Kolle­
ginnen und Kollegen ein Ultima­
tum gestellt: Sie sollten die neuen 
Honorarbedingungen bis zum 7. 
November quittieren, andernfalls 
würde es ab 1. Januar 2009 keine 
Aufträge mehr geben. 

rbbpro, die Freienvertretung im 
Sender, und die Verhandlungs­
kommission der Gewerkschaften 

lehnten das Ultimatum ab und 
starteten eine Protestaktion. Sie 
forderten die Betroffenen auf, 
das nicht abzuzeichnen und 
sammelten selbst Unterschriften 
gegen die Fristsetzung und die 
Richtlinien. Die vom rbb einseitig 
formulierten Bedingungen seien 
ihrer Arbeit nicht angemessen, im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
unüblich, im Sinne des Urheber­

vertragsrechts nicht redlich und 
gegenüber den bisherigen Bedin­
gungen deutlich ungünstiger, ar­
gumentierte rbbpro. 

Einen Teilerfolg konnten die Frei­
envertreter zumindest verbuchen. 
Ein rbbpro-Sprecher berichtet, dass 
Hörfunkdirektor Christoph Singeln­
stein am 6. November – kurz vor 
Fristablauf – auf der Belegschafts­
versammlung verkündet habe, es 
gebe kein Ultimatum. Auch wer­
de niemandem wegen der feh­
lenden Unterschrift die Weiterbe­
schäftigung ab Januar 2009 ver­
weigert.

Die Forderungen der Gewerk­
schaften und von rbbpro bleiben 
davon unberührt: Nach wie vor 
drängen sie darauf, dass die Ge­
schäftsleitung unverzüglich Ver­
handlungen zu den Urheber- und 
Mitwirkendenbedingungen auf­
nehmen soll. Grundlage sollten 
die in der ARD üblichen tarifli­
chen Bedingungen sein. Ermuti­
gen könnte  das Zugeständnis der 
Länder-Ministerpräsidenten im 
Oktober, dem »armen« rbb zu­
nächst Finanzhilfen in Höhe von 
20 Millionen Euro zukommen zu 
lassen.� Ute C. Bauer
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Geprüfte Qualität mit Abstrichen
Senatsbildungsverwaltung stellte »Leistungs- und Qualitätsbericht Musikschulen« vor

Streben nach billigem 

Betreibermodell

Unangemessen,  

unüblich und unredlich

Fachgruppe

Musik

Gutes Geld

Das Ende der 

Bescheidenheit

»Gute Arbeit, gutes Geld« – mit 
diesem Motto geht ver.di in die 
Gehaltstarifrunde 2009 im öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk. 
Um den weiteren Reallohnver-
lust zu stoppen, beansprucht 
die Gewerkschaft für alle Ange-
stellten pro Monat 300 Euro 
mehr sowie ein Plus von drei 
Prozent. Im Mittel ergibt sich 
aus beiden Komponenten eine 
lineare Gehaltserhöhung von 
rund zehn Prozent. Dabei wer-
den die unteren Gehaltsgrup-
pen deutlich stärker angehoben 
als die oberen – die Kolleginnen 
und Kollegen in den unteren 
Gehaltsgruppen werden schließ-
lich von steigenden Lebenshal-
tungskosten besonders hart ge-
troffen. Für Freie und Rentner 
verlangt ver.di eine wertgleiche 
Steigerung ihrer Honorare und 
Bezüge. Die laufenden Gehalts-
tarifverträge wurden Ende Sep-
tember bei allen ARD-Anstalten 
zeitgleich und fristgerecht ge-
kündigt.� ucb

rbb-Ultimatum abgeblockt
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	 Aktive Erwerbslose
Die Erwerbslosen von ver.di 
Berlin treffen sich jeden 2. und 
4. Donnerstag um 17.30 Uhr in 
der Köpenicker Str. 30. Kontakt: 
Ulla Pingel, Tel. 030-621 24 50, 
E-Mail: ulla.pingel@gmx.de. Bernd 
Wagner, Tel. 01 60-7 70 59 05, 
E-Mail: bernd.wagner@verdi-
berlin.de

	 Literatur

VS-Stammtisch: Jeden ersten 
Donnerstag im Monat im »Terzo 
Mondo«, ab 19 Uhr, Grolmanstr. 
28, zwei Minuten vom U-Bhf. Uh­
landstr. (U 15) oder vom S-Bhf. 
Savignyplatz entfernt.

VS-Lesemarathon 2009
Der Lesemarathon wird in der 
Woche vom 23. bis 27.3.2009 zu 
folgenden Themen stattfinden:

•	 »Mit einem Bein im Knast« – 
über gedachte und vollendete 
Verbrechen
•	 »Nachbarschaften« – 20 Jahre 
nach der Wende in Berlin. Man­
che Nachbarn sind einfach nur äl­
ter geworden, selten klüger. An­
dere sind hinzugekommen, es 
treffen Welten aufeinander im 
Herzen dieser Stadt
•	 »Zwischentöne« – Tragiko­
misches und Bittersüßes
•	 »Begegnung« – Wo Lebewe­
sen sind, gibt es Zusammentref­
fen, Wiedersehen, Niewiederse­
hen, die erste Begegnung, Be­
gegnung Fremder, Verstrickun­
gen, Entknotungen, Wiederer­
kennen, letztes Treffen, flüchtige 
Bekanntschaften…

Bitte meldet Euch noch bis zum 
31. Dezember 2008, wenn Ihr 
Texte zu der einen oder anderen 
Schublade habt und lesen möch­
tet (per Mail anke.jonas@verdi.
de, telefonisch 030-​88 66-54 03). 
Über viele Anmeldungen würden 
wir uns freuen. 

	 Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsfüh­
renden Vorstands der FG 10 fin­
den am 2. Montag des Monats 
statt, der erweiterte Vorstand 
tagt alle zwei Monate. Infos: 
Georgia Weiland Tel. 030-88 
66-54 12. 
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	 Musik
Music-Lounge: Die FG Musik 
veranstaltet mit den Musik­
schulen an jedem letzten Schul­
freitag des Monats, Beginn 19 
Uhr, Konzerte in der Medien Ga­
lerie, Dudenstr. 10, 10965 Berlin, 
direkt am U-Bhf. Platz der Luft­
brücke. Eintritt frei. Kontakt: 
lutzfussangel@t-online.de

Alle Mitglieder sind herzlich zu 
den Sitzungen des Landesfach­
gruppenvorstandes eingeladen. 
Termine und Anmeldungen unter 
Tel. 030/88 66-54 02 bei Christi­
ne Obst

	 Medien

Actorstable für Darstellerinnen 
und Darsteller der Film- und Fern­
sehbranche an jedem ersten 
Montag im Monat ab 18 Uhr im 
Café Rix, Karl-Marx-Str. 141 (di­
rekt U-Bhf. Karl-Marx-Str.) Rück­
fragen: Tel. 030-8 34 16 01, Eve­
lin Gundlach.

Medientreff für dju-Mitglieder 
und freie Medienschaffende aus 
Privatrundfunk, Film, AV-Produk­
tion und Neuen Medien. Infor­
mationen dazu auf der Home­
page www.dju-berlinbb.de unter 
Veranstaltungen.

IOJ-Sprechstunde: Jeden 2. Diens­
tag des Monats, 13 bis 15 Uhr, 
Köpenicker Str. 30. Infos: www.ioj-
journalisten-international.de, E-
mail: ioj_deutschland@ yahoo.de

	 Senioren

ADN-Senioren: Am letzten Mon­
tag jedes Monats (außer Dezem­
ber) um 14 Uhr in der Begegnungs­
stätte der Volkssolidarität, Torstr. 
203-206, 10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden 
zweiten und vierten Mittwoch im 
Monat um 15 Uhr im Restaurant 
»Alter Krug«. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

Seniorenausschuss FB 8: Vor­
standssitzung 19. Januar 2009. 
Seniorenausschuss am 2. Februar. 
Beide Veranstaltungen 11 Uhr im 
Raum 4.12 ver.di Landesbezirk 
Berlin-Brandenburg, Köpenicker 
Str. 30.

Die Homepage des ver.di-Fachbereiches 8 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg ist erreichbar unter: 

www.medien-kunst-industrie.bb.verdi.de

	 Jugend

medien.k.ind: Netzwerk von 
JAVen und jungen Beschäftigten 
in der Medien- und Kulturbranche. 
Ehrenamtliche bauen eine Ju­
gendstruktur auf, sorgen für Mei­
nungsaustausch und Mitmachen. 
Treffen: jeden ersten Mittwoch im 
Monat, 18 Uhr, Gewerkschaftshaus 
Köpenicker Str. Nächster Termin: 
7. Januar 2009.

Presseausweise

Zur Beantragung der Presseaus­
weise 2009 (Belege und bei 
erstmaliger Beantragung auch 
Passbild mitbringen!) wurden 
ab 1. Oktober bis Ende Februar 
wieder erweiterte Sprechzeiten 
eingerichtet. Kollegin Manuela 
Werk nimmt Anträge entgegen 
und berät am 
Montag 9 – 16 Uhr, 
Dienstag 9 – 16.30 Uhr, 
Mittwoch 9 – 14 Uhr, 
Donnerstag 13 – 19 Uhr 
im ver.di-Haus Köpenicker Str. 
30, 4.Etage, Zi. 4.26. Tel. 030-​
8866-5420, Fax: -5934

MedienGalerie

Mit einem Novum eröffnet die 
MedienGalerie in der Duden-
straße das Ausstellungsjahr 
2009. Erstmals stellen Lehrlinge 
aus den Theaterwerkstätten der 
Stiftung Oper in Berlin eigene 
Arbeiten in einer öffentlichen 
Werkschau vor. Es beginnen die 
Tischler und Plastiker. Kostüm – 
und Maskenbildner werden in 
einer späteren Ausstellung fol-
gen. Deshalb nennt sich die Ex-
position, die im Januar eröffnet 
wird, auch »Die Unsichtbaren 1 
– Lehrende und Lernende hinter 
den Kulissen«. Die Exponate 
werden bis zum 20. Februar in 
der MedienGalerie zu sehen 
sein. Zur Eröffnung am 8. Janu-
ar um 18 Uhr sind der Leiter der 
Werkstätten, Ausbilder, Auszu-
bildende und alle Interessenten 
herzlich eingeladen. Es spricht 
Sabine Schöneburg, ver.di-Ge-
werkschaftssekretärin für die 
Fachgruppe Theater und Büh-
nen. � www.mediengalerie.org

FB Medien

Lebendige Geschichte
Unser Fachbereich von ver.di 
Berlin-Brandenburg, die IG-Me-
tall Verwaltungsstelle Berlin, die 
VVN-BdA Berlin und die Initiati-
ve 50 Stolpersteine für den Ar-
beiterwiderstand laden ein zu 
einer gemeinsamen Gedenk- 
und Informationsveranstaltung: 
»Das andere Berlin 1933 bis 
1945 – Widerstand in den Be-
trieben während der Nazi-
zeit« findet am 22. Januar, 18 
Uhr im IG-Metall-Haus, Alte Ja-
kobstraße 149, 10969 Berlin (U 
Hallesches Tor) im Großen Saal 
statt. 
Im Mittelpunkt steht das Wirken 
der Saefkow-Jacob-Bästlein-Grup
pe, eine der größten antifaschisti
schen Widerstandsorgansitatio
nen, deren Mitglieder in mehr als 
70 Berliner Betrieben ein Netz-
werk knüpften. Eine Tochter und 
ein Sohn von Mitgliedern der 
Gruppe werden über deren Be-
triebsarbeit während der Nazi-
zeit berichten. Annette Neu-
mann (VVN) spricht zum Wirken 
der Gruppe, die sich »National-
komitee Freies Deutschland« 
nannte. Rainer Sandvoß von der 
Gedenkstätte Deutscher Wider-
stand zum Berliner Arbeiterwi-
derstand generell.



Im Rechtsstreit um die Verwer­
tung professioneller Fotos von 
Kulturgütern hat die Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten 
Berlin-Brandenburg einen Sieg 
errungen. Das Potsdamer Land­
gericht hat in seiner Entscheidung 
vom 21. November die Fotoagen­
turen Ostkreuz und Fotofinder zu 
Unterlassung und Schadensersatz 
verurteilt. Die strittigen Pressefo­
tos sollen aus den Archiven ge­
löscht werden. Der zu zahlende 
Schadensersatz muss noch bezif­
fert werden. Diesem Richter­
spruch nach dürfen die Fotojour­
nalisten Sehenswürdigkeiten wie 
das Schloss Sanssouci, die sich im 
Besitz der Stiftung befinden, nur 
noch mit Genehmigung ablichten 
und die Bilder kommerziell ver­
werten. 

Die Argumentation des Potsda­
mer Landgerichts folgte in allen 
Punkten dem Begehren der 
Schlösserstiftung. Da sich die Kul­
turgüter im Eigentum der Stif­
tung befinden, hätte diese ent­
sprechende Nutzungsrechte, kön­
ne also damit »nach Belieben ver­
fahren«, begründete der Vorsitzen­
de Richter Wolfgang Christ das 
Urteil. Sie dürfe für alle von ihrem 
Grundstück aus entstandenen 
Bilder Gebühren verlangen. Pri­
vate Schnappschüsse und tages­
aktuelle Fotos seien davon nicht 
berührt. Die Pressefreiheit sieht 
das Gericht somit nicht verletzt. 

Aber genau diese Ansicht stößt 
bei Journalisten, Pressefotografen 
und Medienrechtlern auf Unver­
ständnis und Widerspruch. Das 
Gericht räume dem Grundrecht 
auf Eigentum der Stiftung – die 
hier als Verwalterin im gesell­
schaftlichen öffentlichen Auftrag 
auftritt – einen nicht nachvoll­
ziehbaren Vorrang vor dem 
Grundrecht der Pressefreiheit ein. 

»Die journalistische Tätigkeit der 
Fotografen und der Agentur wird 
unzulässig und völlig unsachge­
mäß eingegrenzt. Eine Trennung 
von tagesaktueller und Hinter­
grund-Berichterstattung, zwischen 
einmaliger Veröffentlichung eines 
Architektur-Fotos aus aktuellem 
Anlass und der Bereitstellung für 
weitere journalistische Publikati­
onen macht keinen Sinn«, kom­
mentierte dju-Bundesgeschäfts­
führerin Ulrike Maercks-Franzen. 
Es sei zudem realitätsfremd, Foto­
agenturen nicht als Presseorgane 
(wie etwa Nachrichtenagenturen 
und Zeitschriften, die Red.) mit 
den entsprechenden Rechten an­
zuerkennen, so Maercks-Franzen. 

Für Rechtsanwalt Dr. Christian 
Donle würde mit einem solchen 
Urteil – hätte es Bestand – »eine 
Lawine von anderen Verfahren 
losgetreten, die am Ende die Pres­
sefreiheit schwer beeinträchti­
gen«. Deshalb werde Donle, der 
betroffene Fotografen auch mit 

dem Rechtsschutz von ver.di ver­
tritt, bis vor das Bundesverfas­
sungsgericht gehen, um solche 
»verheerenden Auswirkungen« 
auf die Pressefreiheit zu vermei­

den. »Die Fotografen können 
sich auf Artikel 5 des Grundge­
setzes berufen. Die Pressefreiheit 
ist hier eine Schranke für die Ei­
gentumsrechte«, so Donle. Er be­
zeichnet das in Potsdam juristisch 
sanktionierte Ansinnen, öffent­
lichen Verkehrraum zu privatisie­
ren und für eigene Zwecke ge­
genüber der Öffentlichkeit auszu­
schließen, als »bisher einmaligen 
Vorgang in der Bundesrepublik«. 
Deshalb gehe man in Berufung. 

Beide Prozessparteien prüfen 
derzeit eine »Sprungrevision«. Ei­
nigt man sich, kann unter Umge­
hung des Oberlandesgerichts 
gleich der Bundesgerichtshof an­
gerufen werden. � Karin Wenk 
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Sprachrohr – Vertrauen Sie nicht dem Zufall!
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Alle anderen können die Medien-Zeitung im Abo beziehen. Sechs 
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Schlösserstiftung  

attackiert Pressefreiheit

6|08 sprachrohr Alles was Recht ist

Fotografenrechte unzulässig eingeschränkt

Der 30. Oktober war ein wich­
tiger Tag im Kampf gegen schein­
bar legales Lohndumping. Das Ar­
beitsgericht Köln entschied, dass 
es der Ende 2007 gegründeten 
sogenannten Gewerkschaft der 
Neuen Brief- und Zustelldienste 
(GNBZ) an der erforderlichen »Ge­
gnerunabhängigkeit« fehle und 
dass die von ihr abgeschlossenen 
Tarifverträge nichtig sind. Der Rich­
terspruch, dass die selbsternann­
te Gewerkschaft keine tariffähige 
Gewerkschaft ist, stärkt zugleich 
die Position von ver.di und den 
von ihr ausgehandelten Post-Min­
destlohn für Zusteller, der seit 2008 
als gesetzlicher Mindestlohn in der 
Briefdienstbranche gilt und zwi­
schen 8 und 9,80 Euro beträgt.

Diesen Mindestlohn dürften die 
Arbeitgeber hauptsächlich im Blick 
gehabt haben, als sie eine ihnen 
genehme Pseudo-Gewerkschaft 

formierten. Florian Gerster, Präsi­
dent des Arbeitgeberverbandes der 
neuen Briefdienstleister, kündigte 
die Gewerkschaftsgründung als 
erster öffentlich an. Sein Vize, Dr. 
Bernd Jäger, wurde im »Focus« 
zu dem Konstrukt mit den Worten 
zitiert, es »könnte versucht wer­
den, den Vorstand der Gewerk­
schaft mit vernünftigen Mitarbei­
tern zu besetzen«. Das gelang of­
fenbar zunächst. Die GNBZ trat 
auf den Plan. 

Am 11. Dezember 2007 schloss 
die frisch gegründete Gewerk­
schaft der Neuen Brief- und Zu­
stelldienste mit ihrem »Mutter«-
Arbeitgeberverband einen Tarif­
vertrag ab, der Mindestlöhne von 
6,50 Euro im Osten und 7,50 Eu­
ro im Westen festlegte. Profitie­
ren sollten davon vor allem die 
Pin Group AG, TNT und andere 
Unternehmen, die angetreten 

waren, den liberalisierten Brief­
markt in Deutschland aufzurol­
len.

Hausaufgaben erledigt, dürf­
ten die Arbeitgeber gemeint ha­
ben. Allerdings konnten nun dem 
Gericht weder Fragen nach der 
Zahl der Mitglieder noch zur Hö­
he der Einnahmen aus Mitglieds­
beiträgen beantwortet werden. 
Stattdessen wurden im Verfahren 
enge personelle Verflechtungen 
mit der Arbeitgeberseite und er­
hebliche finanzielle Zuwendun­
gen nachgewiesen. Dass in der 
Satzung der GNBZ an erster Stelle 
die »Mitwirkung am Wohl der 
privaten Brief- und Zeitungszu­
stellunternehmen« genannt wird, 
bekräftigt nur, was in der Klage 
von ver.di gefordert wurde: die 
Feststellung, dass die GNBZ keine 
Gewerkschaft im Sinne des Tarif­
vertragsgesetzes ist.� neh

Richterspruch: Aus für die GNBZ


